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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
 Zuschlagserteilung in dem Vergabeverfahren zur Verä ußerung der Geschäftsanteile an 
der KOSYNUS GmbH, Braunschweig, und die damit im Zu sammenhang stehende Er-
bringung von IT-Dienstleistungen durch den Erwerber  
 
 
 
„1. In dem Vergabeverfahren (Bekanntmachung 2011-076495) zur Veräußerung der Ge-
schäftsanteile an der KOSYNUS GmbH, Braunschweig, und die damit im Zusammenhang ste-
hende Erbringung von IT-Dienstleistungen durch den Erwerber wird beschlossen, den 
Zuschlag auf das Angebot der ITEBO GmbH, Osnabrück vom 21. Dezember 2011 zu 
erteilen.  
 
2. Dem Verkauf und der Abtretung der Geschäftsanteile der Stadt Braunschweig an der KO-
SYNUS GmbH (51,87 %) an die ITEBO GmbH wird zugestimmt. Die Stadt Braunschweig erhält 
hierfür einen entsprechenden Anteil des Kaufpreises. 
 
3. Zwischen der KOSYNUS GmbH und der Stadt Braunschweig bestehen laufende Software-
pflegeverträge für die bei der Stadt Braunschweig eingesetzten IT-Fachverfahren. Dem Ab-
schluss einer Vereinbarung mit der KOSYNUS GmbH über den Verzicht auf eine Kündigung 
dieser Softwarepflegeverträge bis zum 31. Dezember 2015 wird mit den Maßgaben der Ziffer I 
und II der Anlage 8.1 zum Geschäftsanteilskauf- und –abtretungsvertrag zugestimmt.  
 
4. Dem Abschluss einer Vereinbarung zwischen der Stadt Braunschweig und der KOSYNUS 
GmbH über den Kauf von Hardware sowie die Erbringung der damit verbundenen Dienstleis-
tungen wird mit den Maßgaben der Ziffer III der Anlage 8.1 zum Geschäftsanteilskauf- und –
abtretungsvertrag zugestimmt.  
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5. Die Verwaltung wird ermächtigt, alle im Zusammenhang mit dem Abschluss der Verträge 
erforderlichen Erklärungen abzugeben sowie die erforderliche kommunalaufsichtsbehördliche 
Genehmigung beim Niedersächsischen Ministerium für Inneres und Sport einzuholen. 
 
6. Der Vertreter der Stadt in der Gesellschafterversammlung der KOSYNUS GmbH wird ange-
wiesen, den Verfügungen der Gesellschafter über ihre Anteile an der KOSYNUS GmbH, hier 
dem Verkauf und der Abtretung der Geschäftsanteile an die ITEBO GmbH, in der Gesellschaf-
terversammlung seine Zustimmung zu erteilen.  
 
7. Wenn es nicht zur Übertragung von Geschäftsanteilen an der KOSYNUS GmbH in einer 
Größenordnung kommen sollte, die der ITEBO GmbH in der Gesellschaft eine strategische und 
operative Unternehmensführung erlaubt (75% der Geschäftsanteile), wird die Verwaltung er-
mächtigt, das Vergabeverfahren aufzuheben.  
 
8. Die der Stadt Braunschweig entstandenen oder entstehenden Kosten für die externe Bera-
tung in dem Vergabeverfahren (bisher ca. 60 T€) sollen von den veräußerungsbereiten Gesell-
schaftern der KOSYNUS GmbH entsprechend dem Anteil ihrer Geschäftsanteile übernommen 
werden.“ 
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Begründung: 
 
I. Beschlusslage 
 
Mit Beschluss vom 31. Mai 2011 (Drucksache 14278/11) „Grundsatzbeschluss über die Zukunft 
der KOSYNUS GmbH“ hat der Rat über die Einleitung und Durchführung eines EU-weiten Ver-
gabeverfahrens zur Veräußerung der von der Stadt Braunschweig gehaltenen Geschäftsanteile 
an der KOSYNUS GmbH in Höhe von derzeit 51,87% entschieden. Die Stadt Braunschweig hat 
für das Verfahren von den anderen veräußerungswilligen Gesellschaftern das Mandat für die 
Verhandlungsführung übertragen bekommen. 
 
II. Ergebnis des Vergabeverfahrens 
 
In Umsetzung des o.g. Beschlusses vom 31. Mai 2011 hat die Verwaltung ein Verhandlungsver-
fahren mit vorangehendem Teilnahmewettbewerb nach den Vorschriften des Abschnitts 2 der 
Bestimmungen für die Vergaben für Leistungen im Anwendungsbereich der Richtlinie 
2004/18/EG (VOL/A-EG) durchgeführt. Im Ergebnis dieses Verfahrens sind von zwei Bietern 
fristgerecht verbindliche Angebote eingereicht worden. 
 
Die Bewertung der verbindlichen Angebote und die Auswahl des wirtschaftlichsten Angebotes 
erfolgte nach Maßgabe der nachfolgenden Zuschlagskriterien und deren Gewichtung. 
 

Zuschlagskriterien Gewichtung 

1 Konditionen zur Sicherstellung der Erfüllung der bestehenden Verträge 50% 

2 Mitarbeiterkonzept: Sicherung bzw. Ausbau bestehender Arbeitsplätze 45% 

3 Sicherstellung einer regionalen Betreuung (regionales Servicekonzept) 5% 

 
Im Ergebnis der Angebotsauswertung hat sich das Angebot des Bieters ITEBO GmbH (nachfol-
gend „ITEBO“) als das wirtschaftlichste Angebot herausgestellt. 
 
 
Nach Abschluss der vorangegangenen Aufklärungsgespräche und den Verhandlungsrunden 
hat die ITEBO hat in ihrem verbindlichen Angebot einen Kaufpreis für die Geschäftsanteile der 
KOSYNUS GmbH von 205.000 EURO geboten. Daraus ergäbe sich für den Geschäftsanteil der 
Stadt Braunschweig von 51,87 % ein Anteil für die Stadt von 106.333,50 EURO.  
 
Daneben hat sie dargelegt, dass der Erhalt der Arbeits- und Ausbildungsplätze bei der KOSY-
NUS GmbH für die ITEBO eine hohe Priorität hat. Von Seiten der ITEBO wurde ein ausführli-
ches Mitarbeiterkonzept vorgelegt, aus dem hervorzuheben ist, dass die ITEBO alle beschäftig-
ten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der KOSYNUS GmbH übernehmen wird und für die unbef-
ristet Beschäftigten ein Verzicht von betriebsbedingten Kündigungen bis zum 31. Dezember 
2015 zugesichert hat. Die bisher befristet Beschäftigten sollen ebenfalls langfristig an das Un-
ternehmen gebunden werden. 
 
Desweiteren wurde im Rahmen des verbindlichen Angebotes ein umfangreiches Standort- und 
Servicekonzept unterbreitet. In diesem beabsichtigt die ITEBO den Standort Braunschweig 
nicht nur dauerhaft zu erhalten sondern möglichst weiter auszubauen (Bildung von Kompetenz-
centern). An dem bisherigen Vor-Ort Service für die Bestandskunden der KOSYNUS GmbH mit 
konkreten Ansprechpartnern wird weiterhin festgehalten. Daneben soll durch den Aufbau von 
virtuellen Kompetenzcentren eine Steigerung der Servicequalität erreicht werden. 
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Die Einzelheiten zum Ablauf des Verfahrens sowie zur Auswertung der Angebote können der 
nicht-öffentlichen Vorlage (Drucksache 14899/12) sowie deren Anlagen entnommen werden. 
 
Voraussetzung für einen erfolgreichen Abschluss der Verhandlungen und die Abgabe aus-
sichtsreicher verbindlicher Angebote beider Bieter war der Umstand, dass die Stadt Braun-
schweig als bisheriger Mehrheitsgesellschafter und Verhandlungsführer ihre mit der KOSYNUS 
GmbH laufenden Verträge bis zum 31. Dezember 2015 weiterführt. Hierfür wurde den Vergabe-
unterlagen, auf dessen Basis die Bieter zur Abgabe eines verbindlichen Angebotes aufgefordert 
wurden, als Anlage 8.1 zum Geschäftsanteilskauf- und –abtretungsvertrag der Entwurf einer 
Vereinbarung beigefügt, in dem die Stadt Braunschweig gegenüber der KOSYNUS GmbH den 
Verzicht auf Verfahrenskündigungen bis zum 31. Dezember 2015 erklärt.  
 
Des Weiteren soll im Rahmen dieser Vereinbarung von der KOSYNUS GmbH der Kauf von 
Hardware und die Erbringung der damit verbundenen Dienstleistungen für die Migration der 
städtischen IT auf Windows 7 sowie für den Fachbereich Schule abgewickelt werden. Die KO-
SYNUS GmbH wird die Hardware in einem dem öffentlichen Vergaberecht entsprechenden 
Verfahren am Markt beschaffen. Vor Zuschlagserteilung wird die Beschaffung durch das Rech-
nungsprüfungsamt der Stadt Braunschweig geprüft. Vergleichbare Vereinbarungen sind mit der 
KOSYNUS GmbH bereits in früheren Jahren (für die Umstellung auf Office 2007 sowie für den 
Fachbereich Schule) abgeschlossen worden. Der Entwurf der Vereinbarung ist beigefügt. 
 
Nach § 16 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages der KOSYNUS GmbH bedürfen Verfügungen der 
Gesellschafter über ihre Geschäftsanteile der Zustimmung der Gesellschafterversammlung. Um 
hier eine Bindung des städtischen Vertreters in der Gesellschafterversammlung die Beschlüsse 
des Rates zu erreichen, ist ein Anweisungsbeschluss erforderlich, der in diesem Fall aufgrund 
des Sachzusammenhangs gleichfalls vom Rat getroffen werden soll. 
 
Der Abschluss des Geschäftsanteilskauf- und -abtretungsvertrages (inkl. der damit verbunde-
nen Vereinbarungen) mit der ITEBO GmbH setzt voraus, dass mindestens 75% der Gesell-
schaftsanteile an die ITEBO veräußert werden (sog. Gestaltungsmehrheit). Für den Fall, dass 
dieses Quorum nach den Entscheidungen der Gremien aller Gesellschafter der KOSYNUS 
GmbH nicht erreicht werden sollte, wäre das Vergabeverfahren aufzuheben. Mit der Geltend-
machung von Ersatzansprüchen der Bieter ist in dem Fall zu rechnen.  
 
III. Wirtschaftlichkeitsvergleich 
 
1. Vergleichsgrundlage 
 
Im Rahmen des Wirtschaftlichkeitsvergleiches wurde durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
„PKF Fasselt Schlage“ eine Vergleichsrechnung erstellt. Basis für die Vergleichsberechnung ist 
die neben der Veräußerung stehende Option einer Auflösung der KOSYNUS GmbH. Für den 
Fall der Auflösung hat PKF die finanziellen Folgen für den Haushalt der Stadt Braunschweig für 
die Jahre 2012 bis 2015 ermittelt. Als Ergebnis lässt sich zusammenfassend feststellen, dass im 
relevanten Betrachtungszeitraum, den Haushaltsjahren 2012 bis 2015, die Auflösung der KO-
SYNUS GmbH den städtischen Haushalt mit voraussichtlich mindestens 1,074 Mio. Euro belas-
ten würde. 
 
Dieses Ergebnis basiert auf der Annahme, dass das Eigenkapital der KOSYNUS GmbH in Hö-
he von 770 T€ zum 31.12.2012 um Abfindungszahlungen  für 15 Mitarbeiter der KOSYNUS 
GmbH (550T€), Abschreibungen des Anlagevermögens der KOSYNUS GmbH (101 T€), ein 
benötigtes Interimsmanagement sowie anfallende Rückbau- und Renovierungskosten (114 T€) 
gemindert wird. Darüber hinaus wurde angenommen, dass sich im Rahmen einer Auflösung der 
KOSYNUS GmbH eine Umsatzminderung bei den Dienstleistungen von 75% der bisherigen 
Umsätze ergeben wird. Es wird darüber hinaus unterstellt, dass von der KOSYNUS GmbH in 
2012 kein Handelsgeschäft mehr generiert werden kann. Diese Annahme wurde mit Hilfe einer 
simulierten Ergebnisrechnung der KOSYNUS GmbH detailliert durchgerechnet. Unter Einbezie-
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hung der geringen Umsatzzahlen, der parallel niedrigeren Wareneinsatzkosten und der anderen 
oben genannten Zusatzkosten wird sich in der KOSYNUS GmbH Ende 2012 ein negatives Ei-
genkapital von 2.171 T Euro ergeben. Die Berechnungsgrundlagen sind als Anlage beigefügt. 
Die Berechnung wurde durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PKF vorgenommen. 
 
Die Belastung für den städtischen Haushalt von 1,074 Mio. € ergibt sich aus einem Einsparpo-
tential für die Übernahme der SAP Dienstleistungen in die Verwaltung der Stadt Braun-
schweig (1,505 Mio. €), einer Ersparnis durch Beauftragung eines neuen EDV Dienstleister 
(200 T€) abzüglich Aufwendungen für ein Interimsmanagement für das Folgejahr 2013 (53 
T€), dem Entfall der Kostenerstattung für Personalgestellung an die KOSYNUS GmbH (555 
T€) und des obigen negativen Eigenkapitals der KOSYNUS GmbH zum 31.12.2012 (2,171 
Mio. €). Es wird in diesem Zusammenhang davon ausgegangen, dass die errechnete Über-
schuldung auf Grund der geplanten Auflösung der KOSYNUS GmbH in einem erheblichen Um-
fang zu Lasten der Stadt Braunschweig geht.  
 
Die Annahme zur Übernahme der SAP-Leistungen in die Stadt zu den dann günstigen Kondi-
tionen geht von der optimistischen Annahme aus, dass durch die KOSYNUS Mitarbeiter alle 
Dokumente und alle programmierten SAP-Zusatzmodule reibungslos überführt werden können. 
Im Fall einer möglicherweise auftretenden Insolvenz der Gesellschaft würde die Übernahme 
hingegen höchstwahrscheinlich nicht kostenfrei gelingen. 
 
Der von der ITEBO GmbH angebotene Kaufpreis für die Geschäftsanteile der KOSYNUS 
GmbH beträgt 205.000 EURO, der Anteil der Stadt betrüge 106.333.50 EURO. Damit ist klar, 
dass eine Veräußerung der KOSYNUS GmbH an die ITEBO wirtschaftlicher ist, als die geord-
nete Auflösung der KOSYNUS GmbH.  

 

IV. Ermittlung der externen Kosten und Verteilung d es Verkaufserlöses 

Zur Wahrnehmung der Vertragsgestaltung im Rahmen des Veräußerungsverfahrens wurde die 
Kanzlei Dr. Appelhagen und Partner beauftragt. Daneben wurde die Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft „PKF Fasselt Schlage“ mit der Prüfung beauftragt, ob die durch die Geschäftsführung der 
KOSYNUS GmbH geplanten Umsätze für 2012 voraussichtlich realisiert werden können. Des 
Weiteren erhielt die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft „PKF Fasselt Schlage“ den Auftrag, im 
Rahmen der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung eine Vergleichsberechnung zwischen der Veräuße-
rung der städtischen Gesellschaftsanteile und einer Auflösung der KOSYNUS GmbH in Bezug 
auf die finanziellen Folgen für den Haushalt der Stadt Braunschweig in den Jahren 2012 bis 
2015 zu erstellen. 

Die im Rahmen des Veräußerungsverfahrens entstandenen Kosten durch die Kanzlei Dr. Ap-
pelhagen und Partner und die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft „PKF Fasselt Schlage“ für die 
Prüfung der geplanten Umsätze für 2012 wurden durch die Verhandlungsführerin Stadt Braun-
schweig vorfinanziert. Die entstandenen Auslagen werden vom angebotenen Verkaufserlös 
abgezogen. Die vorgenannten entstandenen Auslagen sind als Anlage beigefügt. 

Der sich danach ergebene Verkaufserlös wird entsprechend der Gesellschaftanteile auf die 
veräußerungswilligen Gesellschafter aufgeteilt. 

 

V. Vertragliche Eckpunkte 

Die rechtliche Umsetzung des Veräußerungsverfahrens erfolgt durch einen Geschäftsanteils-
kauf- und –abtretungsvertrag, insbesondere die unter Ziffer II bereits ausführlich beschriebenen 
Anlagen 8.1 (Vereinbarung zwischen der Stadt Braunschweig und der KOSYNUS GmbH über 
die Fortführung der Dienstleistungsverträge und die Beschaffung von Hardware sowie damit 
verbundener Dienstleistungen) und 13.2 des Vertrages (Mitarbeiter- und Standortkonzept). 
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Der Geschäftsanteilskauf- und –abtretungsvertrag regelt den Verkauf und die Abtretung der das 
Stammkapital repräsentierenden Geschäftsanteile der Stadt sowie der anderen veräußerungs-
willigen Gesellschafter an der KOSYNUS GmbH an die ITEBO GmbH gegen Zahlung des ver-
einbarten Kaufpreises.  
 
Die Übertragung der Geschäftsanteile erfolgt mit wirtschaftlicher Wirkung (rückwirkend) zum 
1. Januar 2012, aber nicht vor der vollständigen Zahlung des vereinbarten Kaufpreises.  
 
Die ITEBO GmbH ist zur Zahlung des Kaufpreises erst nach Wirksamwerden der Vereinbarung 
in Anlage 8.1 des Vertrages verpflichtet. Die Gesellschafter sind zum Vollzug des Vertrages 
verpflichtet, wenn ihre zuständigen Gremien und die Gesellschafterversammlung der KOSY-
NUS GmbH zugestimmt haben.  
 
Der Vollzug des Vertrages setzt daneben voraus, dass die zuständigen Kommunalaufsichtsbe-
hörden die Veräußerung und den Erwerb der Geschäftsanteile an der KOSYNUS GmbH freige-
geben haben. Zur Durchführung des kommunalaufsichtlichen Verfahrens ist jeder Gesellschaf-
ter auf Verkäuferseite und die Gesellschafter der ITEBO GmbH verpflichtet. Gleichwohl wird in 
Zusammenarbeit mit den Kommunalaufsichtsbehörden eine Koordinierung angestrebt. 
 
Die vertraglichen Regelungen beruhen im Übrigen weitgehend auf den allgemeinen gesetzli-
chen Bestimmungen. Es sind nur wenige besondere Gewährleistungen oder Garantien in den 
Vertrag aufgenommen worden. So erklären die Verkäufer nur, dass sie mit dem im Vertrag ge-
nannten Anteil Gesellschafter der KOSYNUS GmbH, rechtlicher und wirtschaftlicher Inhaber 
dieses Geschäftsanteils sind und der Anteil frei von Belastungen und sonstigen Rechten Dritter 
ist. Der Käufer erklärt insbesondere, dass er (mit Ausnahme der kommunalaufsichtlichen Frei-
gabe) uneingeschränkt zur Vertragsdurchführung berechtigt ist und hierfür über ausreichende 
Finanzmittel oder verbindliche Finanzierungszusagen verfügt.  
 
Verletzungen dieser Gewährleistungen oder Garantien können zu Schadensersatzansprüchen 
der anderen Vertragspartei führen. Die Summe aller Schadensersatzansprüche gegen die Ver-
käufer aus oder im Zusammenhang mit dem Vertrag ist auf 250.000 EURO begrenzt worden.  
 
Hinsichtlich der Fortführung des Geschäftsbetriebs der KOSYNUS GmbH ist eine Abstimmung 
über die Eingehung wesentlicher Verträge mit dem Käufer schon vor Vollzug des Vertrages 
vorgesehen, und zwar ab dem Tag nach der Entscheidung des Rates der Stadt Braunschweig 
als Mehrheitsgesellschafter.  
 
Sollten am 31. Juli 2012 noch nicht alle Vollzugsvoraussetzungen eingetreten sein, können so-
wohl die Verkäufer als auch der Käufer vom Vertrag zurücktreten.  
 
I. V. 
 
gez. 
 
Lehmann 
Erster Stadtrat      
 
 
Anlagen  - Vertragsentwurf inklusive Anlage 8.1 
  - Vergleichsberechnung der PKF 
  - Kostenaufstellung externer Berater 
 
 





Entwurf: Stand 25. November 2011 
 


Anlage 8.1 
 


 


 
Vereinbarung  


 
zwischen 


der Stadt Braunschweig 
Fachbereich Zentrale Dienste 


Bohlweg 30 
38100 Braunschweig 


-im Folgenden „Auftraggeberin“ genannt- 
 


und 
 


der KOSYNUS® GmbH 
Carl-Miele-Straße 4 


38112 Braunschweig 
- im Folgenden „Auftragnehmer“ genannt-. 


 
 


Präambel  
 
 


Zwischen der Auftraggeberin und dem Auftragnehmer sind Softwarepflegeverträge für fol-
gende bei der Auftraggeberin eingesetzte IT-Fachverfahren geschlossen worden, die 
noch nicht beendet wurden: 


 
Nr. Verfahren Vertrags-Nr Aktuelle 


Fallzahlen 


Vertragsbeginn 


1 Prokommunal Führer-
scheinwesen 


Prokommunal-Stadt BS-06-03  01.09.2003 


2 Prokommunal Führer-


scheinwesen 


Prokommunal-Stadt BS-06-03 


Systembetreuung Prokommu-


nal FSW u. Fahrerkartenmodul 


 01.09.2003 


3 AutiSta AutiSta-Braunschweig (EVB-IT 


Pflege und Überlassung) 


 01.01.2010 


4 Personalabrechnung 


myIPAV HR 


 1120.1000.2004 
4466 


01.01.2005 


5 Zentraler LINUX-Server Zentr.-Serv-Braunschweig-01-05 
für UVN-KFZ Vertragsänderung: 
10 AP für Call-Center 
 


 01.04.2006 


6 MESO MESO und Moin!-BS-09-04 Er-
gänzung Testumgebung (Arbeits-
plätze) 
 


257857 


01.05.2006 


7 MESO  MESO und Moin!-BS-09-04  01.01.2005 


8 MESO MESO und Moin!-BS-09-04 


Ergänzung Testumgebung 


 01.05.2006 


9 MESO MESO und Moin!-BS-09-04 -  
Intermediär für neuen Perso-


nalausweis 


 01.01.2005 







10 Ordnungswidrigkeiten  3325.02-1000.01-2000 19000 01.04.2001 


11 Servicevertrag Stadtbibli-


othek 


PC-Betreuung Stadtbibliothek 


Braunschweig 


 01.06.2009 


12 public marius Wohngeld 


(pm Wohngeld) 


pmWohngeld-Braunschweig-


6440.03-4073-1 Stadt BS 


3000 01.10.2000 


13 PROwinKITA PROwinKITA-BS-04-08  01.02.2005 


14 KFZ Zulassung (UVN-KFZ) UVN-KFZ 2000.03.3108-8 154071 01.02.1997 


15 Zentraler LINUX-Server Zentr.-Serv-Braunschweig-01-05 


für UVN-KFZ 


 01.02.2005 


16 iznNet KOM iznNet-KOM-Braunschweig-06-
05 


 01.07.2005 


17 Zentraler LINUX-Server Archiv-Serv-Braunschweig-07-


07 


 01.04.2008 


18 SAP SAP-Archiv-Betreuung-BS-12-10  01.01.2011 


19 Schuldenverwaltung Schuldenverwaltung Stadt BS  01.01.1999 


20 SAP Stadt Braunschweig-MIS-09-06-


2008 


 01.01.2009 


21 Netze und Telekommuni-


kation 


Terminalserveranbindung zur 


Stadtentwässerung BS GmbH 


 20.03.2006 


22 SAP 1000/NKR/SAP/SP (Kernverwal-
tung) 


 01.12.2004 


23 SAP 1000/NKR/SAP/SP (65)  01.12.2004 


 
 
Im Rahmen des Vergabeverfahrens zur Veräußerung der Geschäftsanteile an der Kosynus 
GmbH hat sich die Auftraggeberin bereit erklärt, die nachfolgend aufgeführten Vereinbarun-
gen hinsichtlich der vertraglichen Beziehungen zur Kosynus GmbH zu treffen:  
 
 


I. Die Stadt wird ihre Leistungspflichten, die aus den in der Präambel genannten Verträgen 
folgen, auf der Basis der jeweils dort genannten Fallzahlen jedenfalls bis zum 31. Dezem-
ber 2015 weiter erfüllen und verpflichtet sich daher, eine Kündigung der Verträge frühes-
tens zum 31. Dezember 2015 zu erklären. Die Kündigungsmöglichkeit zu diesem Zeit-
punkt besteht dann für die Gesamtheit der genannten Verträge oder einzelne Verträge. 
 
Ausgenommen hiervon ist das Verfahren KFZ Zulassung (UVN-KFZ), da die KDO ange-
kündigt hat, die Softwareentwicklung und -pflege des Verfahrens einzustellen. Die Auf-
traggeberin wird das Verfahren bis zur Aufgabe des Betriebes durch die KDO, längstens 
jedoch bis zum 31. Dezember 2015 einsetzen.  
 
Zum IT-Fachverfahren Nr. 22 der Präambel sind die Vertragspartner übereinstimmend der 
Auffassung, dass alle Vertragsbestandteile von dieser Vereinbarung nicht berührt werden, 
die bereits vollständig erfüllt wurden (z. B. Realisierung der Schnittstellen, Übernahme 
von Altdaten). 
 
Der Vertrag „SAP-Sonderrechnung-BS-12-10 Leistungsschein 2 Datenübernahme aus 
dem KIRP-System“ mit einem monatlichen Umsatzvolumen in Höhe von 1.578,50 € wird 
über den 31.12.2012 hinaus nicht weitergeführt und zu diesem Zeitpunkt einvernehmlich 
beendet. 
 
 


II. Weiterhin wird vereinbart, dass in dem quartalsweise von der Stadt Braunschweig an den 
Auftragnehmer für den Vertrag Nr. 22 der Präambel zu entrichtenden Pflegeentgelt in 
Höhe von 161.937,96 € (647.751,83 €/Jahr) folgende Leistungen enthalten sind: 
 







• Durchführung eines Projekts zur Einführung eines flächendeckenden Berichtswesens 
bei der Stadt Braunschweig mit Beschaffung und Implementierung einer entspre-
chenden Softwarelösung. Die vom Auftragnehmer insoweit frühestens im 2. Halbjahr 
2012 zu erbringenden Leistungen im Zeitraum bis zum 31. Dezember 2015 umfassen 
einen Wert von 150.000,00 €.  


 
• Durchführung eines Projektes zur Reintegration des Fachbereichs Hochbau und Ge-


bäudemanagements in den städtischen Haushalt. Die vom Auftragnehmer insoweit zu 
erbringenden Leistungen im Zeitraum bis zum 31. Dezember 2015 umfassen einen 
Wert von 150.000,00 €. 


 
• ca. 200 zusätzliche SAP-Beratertage für den Zeitraum bis 31.12.2015. Die Beraterta-


ge sind auf einer Basis von ca. 1000 €/Tag kalkuliert und können auch durch eigene 
Mitarbeiter entsprechender Qualifikation erbracht werden. 


 
 


III. Der Auftragnehmer hat für die Auftraggeberin bei der Umstellung der städtischen IT auf 
das Softwarepaket „Office 2007“ bereits Dienstleistungen erbracht. Zudem hat er in den 
Jahren 2010 und 2011 im Wege von Handelsgeschäften für den städtischen Fachbereich 
Schule Hardware beschafft und diese konfiguriert, installiert, ins Netz eingebunden und 
die Betriebsfähigkeit vor Ort hergestellt. Diese erfolgreiche Praxis soll sowohl für die Mig-
ration der städtischen IT auf das neue Betriebssystem Windows 7 als auch für die weitere 
Ausstattung des Schulbereiches fortgesetzt werden. 
 
Die Parteien vereinbaren daher, dass der Auftragnehmer im Zeitraum bis zum 31. De-
zember 2015 für die Auftraggeberin Hardware beschafft und damit verbundene Dienstleis-
tungen erbringt, und zwar für die Migration auf Windows 7 in Höhe von ca. 1,26 Mio. € 
netto (Kauf von ca. 2000 PC und Dienstleistung für ca. 2900 PC) und für den Schulbe-
reich in Höhe von ca. 1,01 Mio. € netto.  
 
Die Festlegung der Einzelheiten bleibt einer gesonderten Vereinbarung vorbehalten, die 
unter Beachtung der nachfolgenden Regelung abzuschließen ist:  
 
Die Beschaffung der Hardware ist vom Auftragnehmer europaweit im Offenen Verfahren 
auszuschreiben, sofern der Auftragswert dies erfordert. Andernfalls ist ein Vergabeverfah-
ren unter Beachtung der Grundsätze von Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung, 
Transparenz und Wettbewerb durchzuführen. Der Auftragnehmer wird in diesem Zusam-
menhang verpflichtet, vor Zuschlagserteilung das Ausschreibungsergebnis der Stadt 
Braunschweig und seinem Rechnungsprüfungsamt zur Prüfung vorzulegen und dann das 
wirtschaftlichste Angebot der Ausschreibung anzunehmen. Ferner wird der Auftragneh-
mer verpflichtet, die mit Zuschlagserteilung als Eigentümer erworbene Hardware zum 
Ausschreibungspreis, d.h. ohne weitere Aufschläge, an die Auftraggeberin zu veräußern. 
 
Hinsichtlich des Dienstleistungsanteils hat der Auftragnehmer dieser Vereinbarung bereits 
ein Angebot zur Berechnung des Dienstleistungsentgelts beigefügt. 


 
 


IV. Wird eine der vorgenannten Leistungen oder Leistungsteile aus Gründen, die im Verant-
wortungsbereich des Auftragnehmers liegen, im Zeitraum bis zum 31. Dezember 2015 
nicht oder nicht vollständig durchgeführt, ist die Auftraggeberin zu einer angemessenen 
Minderung der Vergütungszahlungen berechtigt. 








Geschäftsanteilskauf- und Abtretungsvertrag, Entwurf Stand: 25. November 2011 
 


 


Entwurf Stand: 25. November 2011


 


      


Die Gesellschafter der Kosynus GmbH  


Kommunale Informationstechnologie  


als Verkäufer  


und 


[Ɣ] 


als Käufer  


 
 
 


 


 


 


 


VERTRAG ÜBER DEN VERKAUF UND DIE ABTRETUNG 


VON GMBH-GESCHÄFTSANTEILEN  


an der  


Kosynus GmbH Kommunale Informationstechnologie 


 


[Ɣ] 2012 
 
 







 


Geschäftsanteilskauf- und Abtretungsvertrag, Entwurf Stand: 25. November  2011 


2 


 


INHALTSVERZEICHNIS  


VORBEMERKUNG .................................................................................................................................... 5 
1.  DEFINITIONEN ............................................................................................................................ 6 
2. GESELLSCHAFTSRECHTLICHE VERHÄLTNISSE ................................................................ 7 
3.  VERKAUF UND ABTRETUNG................................................................................................... 9 
4.  AUFSCHIEBENDE BEDINGUNGEN ......................................................................................... 9 
5. KAUFPREIS ................................................................................................................................ 10 
6.  GARANTIEN ............................................................................................................................... 11 
7.  PFLICHTEN DER PARTEIEN VOR VOLLZUG ...................................................................... 12 
8.  VOLLZUGSVORAUSSETZUNGEN ......................................................................................... 14 
9.  VOLLZUG ................................................................................................................................... 17 
10.  RÜCKTRITT ................................................................................................................................ 18 
11.  RECHTSFOLGEN BEI GARANTIEVERLETZUNGEN ........................................................... 19 
12. BESCHRÄNKUNG DER VERKÄUFERHAFTUNG................................................................. 20 
13. PFLICHTEN DER PARTEIEN NACH VOLLZUG ................................................................... 25 
14. STREITBEILEGUNG .................................................................................................................. 26 
15.  VERSCHIEDENES ...................................................................................................................... 27 


 
 
 
 
 


 
ANLAGEN:  


 


Anlage 2.2  Tochtergesellschaften 


Anlage 8.1  Vereinbarung zwischen der Stadt Braunschweig und der Gesellschaft über die  


Weiterführung von Verträgen 


Anlage 9.2.2  Vollzugsprotokoll 


Anlage 13.2  Standortsicherungskonzept 


 







 


Geschäftsanteilskauf- und Abtretungsvertrag, Entwurf Stand: 25. November  2011 


3 


Verhandelt in Braunschweig am [Ɣ] 2012  
 
 


Vor mir, dem unterzeichnenden Notar 
 
 


[Ɣ] 
 


erschienen heute: 
 


[Hinweis für die Bieter: Bei der Beurkundung werden nur die veräußerungswilligen Ge-
sellschafter aufgenommen. ] 


 
 


1. Gemeinde Büddenstedt, Rathausplatz 1, 38372 Büddenstedt 


 vertreten durch  


2. Gemeinde Lehre, Marktstr. 10, 38165 Lehre 


 vertreten durch  


3. Gemeinde Nordharz, Straße der Technik 4, 38871 Veckenstedt 


 vertreten durch  


4. Gemeinde Wendeburg, Am Anger 5, 36176 Wendeburg 


 vertreten durch  


5. Gemeine Vechelde, Hildesheimer Str. 85, 38159 Vechelde 


 vertreten durch  


6. Landkreis Goslar, Klubgartenstraße, 6, 38640 Goslar 


 vertreten durch  


7. Landkreis Helmstedt, Südertor 6, 38350 Helmstedt 


 vertreten durch  


8. Samtgemeinde Asse, Im Winkel 4, 38319 Remlingen 


 vertreten durch  


9. Samtgemeinde Grasleben, Bahnhofstr. 4, 38368 Grasleben 


 vertreten durch  


10. Samtgemeinde Heeseberg, Heimsteter Str. 17, 38381 Jerxheim 


 vertreten durch  


11. Samtgemeinde Lutter am Barenberge, Bachstr. 18, 38729 Lutter 
am Barenberge 


 vertreten durch  


12. Samtgemeinde Nord-Elm, Steinweg 21 a, 38373 Süpplingen 


 vertreten durch  


13. Samtgemeinde Velpke, Grafhorster Str. 6, 38458 Velpke 
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 vertreten durch  


14. Stadt Blankenburg, Markt 8, 38889 Blankenburg 


 vertreten durch  


15. Stadt Braunschweig, Rathaus, Platz der Deutschen Einheit 1, 
38100 Braunschweig 


 vertreten durch  


16. Stadt Goslar, Markt 1, 38640 Goslar 


 vertreten durch  


17. Stadt Haldensleben, Markt 22, 39340 Haldensleben 


 vertreten durch  


18. Stadt Helmstedt, Markt 1, 38350 Helmstedt 


 vertreten durch  


19. Stadt Ilsenburg, Harzburger Str. 24, 38871 llsenburg 


 vertreten durch  


20. Stadt Königslutter, Am Markt 1, 38154 Königslutter 


 vertreten durch  


21. Stadt Langelsheim, Harzstr. 8, 38685 Langelsheim 


 vertreten durch  


22. Stadt Oebisfelde-Weferlingen, Lange Str, 12, 39646 Oebisfelde 


 vertreten durch  


23. Stadt Oschersleben (Bode); Am Markt 1, 39387 Oschersleben 
(Bode) 


 vertreten durch  


24. Stadt Osterwieck, Markt 11, 38835 Osterwieck 


 vertreten durch  


25. Stadt Schöningen, Markt 1, 38364 Schöningen 


 vertreten durch  


26. Zweckverband Großraum Braunschweig, Frankfurter Str, 2, 
38100 Braunschweig 


 vertreten durch  


 
[Hinweis für die Bieter: Die Verwaltungsgemeinde Flechtingen (bisher Nr. 26) ist auf-
grund einer Gebietsstrukturreform in Sachsen-Anhalt aufgelöst worden. Gesamtrechts-
nachfolgerin ist die Stadt Oebisfelde-Weferlingen (Nr. 22). Daher werden die Ge-
schäftsanteile der Verwaltungsgemeinde Flechtingen jetzt von der Stadt Oebisfelde-
Weferlingen gehalten; eine Anzeige zum Handelsregister erfolgt noch. Vgl. auch Ziffer 
2.1.1. des Vertrages.] 
 


- nachfolgend auch gemeinsam als Verkäufer bezeichnet - 
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27. Käufer 


- nachfolgend auch als Käufer bezeichnet -  


 


Die Erschienenen wiesen sich durch Vorlage amtlicher Lichtbildausweise aus. 


 


Auf  Frage des Notars erklärten die Erschienenen, dass außerhalb der Amtstätigkeit  des 


Notars weder dieser selbst noch ein Mitglied der Sozietät [Ɣ] mit der Angelegenheit be-


reits vorbefasst war. 


 


Die Erschienenen baten um die Beurkundung des nachstehenden 


 


Geschäftsanteilskauf- und Abtretungsvertrages  
und einer Gesellschafterversammlung 


 


VORBEMERKUNG  
 
A. 
Die Verkäufer sind die alleinigen Gesellschafter der Gesellschaft. 


 


[Hinweis für die Bieter: Die Regelung wird ggf. angepasst, sollten nicht alle Gesell-


schafter ihre Anteile an der Gesellschaft verkaufen wollen.]  


 


Die Kosynus GmbH ist eine beim Amtsgericht Braunschweig unter HRB 4335 einge-


tragene Gesellschaft mit beschränkter Haftung. 


 


B.  
Der Käufer ist eine ordnungsgemäß errichtete juristische Person mit Sitz in [Ɣ].  
 


[Hinweis für die Bieter: Die Beschreibung des Käufers wird entsprechend der Rechts-


form des Bieters konkretisiert, der den Zuschlag erhält.] 


 


Die Kosynus GmbH ist ein Unternehmen zur Datenverarbeitung, insbesondere im 


kommunalen Bereich. Sie bietet Datenverarbeitungslösungen an. 


 


Die Verkäufer sind daran interessiert, ihre Geschäftsanteile an der Gesellschaft zu ver-


äußern. Eigene wirtschaftliche Interessen der Verkäufer stehen nicht im Vordergrund. 


Durch den Verkauf soll vielmehr die nachhaltige Fortführung der Kosynus GmbH gesi-


chert werden, indem der Käufer die weitere Erfüllung der vertraglichen Pflichten der 
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Kosynus GmbH gegenüber den bisherigen Gesellschaftern sicherstellt und ein Konzept 


zur Sicherung der Arbeitsplätze und des Standortes entwickelt. 
 
Der Käufer beabsichtigt, die Kosynus GmbH vollständig zu übernehmen und das Ge-


schäft unter Berücksichtigung erforderlicher Strukturierungsmaßnahmen im Wesentli-


chen fortzuführen. 
 
Die Kosynus GmbH sowie das Geschäft werden im Einzelnen beschrieben in dem 


Kosynus Unternehmensexposé ohne Datum (Unternehmensexposé) und in den als In-


formationsmemorandum zusammengestellten Unterlagen und Datenträgern zum Schrei-


ben zur Beendigung des Teilnahmewettbewerbs und Aufforderung zur Abgabe eines 


ersten, indikativen Angebots vom 03. August 2011 sowie durch weitere schriftlich er-


teilte Informationen, insbesondere mit E-Mail-Schreiben vom 18. November 2011.   


Darüber hinaus hat der Käufer eine Due Diligence durchgeführt. 
 
Dies vorausgeschickt vereinbaren die Parteien was folgt: 


1.  DEFINITIONEN  


 


In diesem Kaufvertrag haben die folgenden Begriffe die folgenden Bedeutungen: 


 
" Due Diligence" meint die vom Käufer durchgeführte Prüfung des Geschäfts der 


Kosynus GmbH, insbesondere die eingehende Untersuchung der Gesellschaft sowie der 


jeweiligen geschäftlichen Aktivitäten unter kaufmännischen, finanziellen, rechtlichen 


und technischen Gesichtspunkten. 


 


„Gesellschaft“ meint die Kosynus GmbH Kommunale Informationstechnologie. 


 
"Kenntnis des Käufers"  meint die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis der Ge-


schäftsführer oder vergleichbarer Vertretungsberechtigter des Käufers, deren jeweiligen 


Beratern und derjenigen Mitarbeiter des Käufers, die mit der Due Diligence oder mit der 


Verhandlung und dem Abschluss dieses Kaufvertrages betraut waren. 


 


"Parteien"  meint den Käufer sowie die Verkäufer. 


 
„Unternehmensexposé Kosynus“ meint, dass den Interessenten mit der Ausschreibung 


übersandte Unternehmensexposé ohne Datum. 
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„Unterzeichnungstag“ meint den Tag der Unterzeichnung dieses Kaufvertrages mit 


dem Datum [Ɣ]. 
 
"Verkäufer“  meint die Erschienenen von 1 bis 26 [Soweit alle Verkäufer ihre Ge-


schäftsanteile verkaufen, s.o.]  


 
"Vollzug"  meint die Durchführung sämtlicher nach diesem Kaufvertrag in Abschnitt 


9.2 vorgesehenen Rechtsgeschäfte und Handlungen, 


 
"Vollzugstag"   
 


Die Parteien legen einvernehmlich ein bestimmtes Datum schriftlich oder per E-Mail als 


Vollzugstag fest.  


 


Falls eine solche Festlegung nicht bis zur Unterzeichnung dieser Vereinbarung erfolgt, 


meint „Vollzugstag“ den letzten Kalendertag desjenigen Monats, in dem sämtliche 


Vollzugsvoraussetzungen gemäß Abschnitt 8 eingetreten sind, oder sollten sämtliche 


Vollzugsvoraussetzung nach dem 21. Kalendertag eines Monats eintreten, den letzten 


Kalendertag des darauf folgenden Monats. 
 


2. GESELLSCHAFTSRECHTLICHE VERHÄLTNISSE  
 


2.1  Gesellschaft 


2.1.1  Die Gesellschaft ist eine nach deutschem Recht errichtete Gesellschaft mit be-


schränkter Haftung mit Sitz in Braunschweig. Sie ist eingetragen im Handelsre-


gister des Amtsgerichts Braunschweig unter HRB 4335. Das im Handelsregister 


eingetragene Stammkapital beträgt 1.051.600,00 Euro. Gesellschafter der Ge-


sellschaft sind die Verkäufer und zwar: 


 


1. Gemeinde Büddenstedt, Rathausplatz 1, 38372 Büddenstedt       3.877,00 €  


2. Gemeinde Lehre, Marktstr. 10, 38165 Lehre     12.102,00 €  


3. Gemeinde Nordharz, Straße der Technik 4, 38871 Veckenstedt     11.867,00 €  


4. Gemeinde Wendeburg, Am Anger 5, 36176 Wendeburg          117,00 €  


5. Gemeine Vechelde, Hildesheimer Str. 85, 38159 Vechelde          117,00 €  


6. Landkreis Goslar, Klubgartenstraße, 6, 38640 Goslar   120.663,00 €  


7. Landkreis Helmstedt, Südertor 6, 38350 Helmstedt     75.429,00 €  
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8. Samtgemeinde Asse, Im Winkel 4, 38319 Remlingen       8.812,00 €  


9. Samtgemeinde Grasleben, Bahnhofstr. 4, 38368 Grasleben       5.581,00 €  


10. Samtgemeinde Heeseberg, Heimsteter Str. 17, 38381 Jerxheim       4.993,00 €  


11. Samtgemeinde Lutter am Barenberge, Bachstr. 18,  
38729 Lutter am Barenberge 


         117,00 €  


12. Samtgemeinde Nord-Elm, Steinweg 21 a, 38373 Süpplingen       6.932,00 €  


13. Samtgemeinde Velpke, Grafhorster Str. 6, 38458 Velpke     12.454,00 €  


14. Stadt Blankenburg, Markt 8, 38889 Blankenburg     25.378,00 €  


15. Stadt Braunschweig, Rathaus, Platz der Deutschen Einheit 1, 
38100 Braunschweig 


  545.509,00 €  


16. Stadt Goslar, Markt 1, 38640 Goslar     63.563,00 €  


17. Stadt Haldensleben, Markt 22, 39340 Haldensleben     24.438,00 €  


18. Stadt Helmstedt, Markt 1, 38350 Helmstedt     28.374,00 €  


19. Stadt Ilsenburg, Harzburger Str. 24, 38871 llsenburg     10.339,00 €  


20. Stadt Königslutter, Am Markt 1, 38154 Königslutter     17.565,00 €  


21. Stadt Langelsheim, Harzstr. 8, 38685 Langelsheim     14.863,00 €  


22. Stadt Oebisfelde-Weferlingen, Lange Str, 12, 39646 Oebisfelde       7.402,00 €  


23. Stadt Oschersleben (Bode), Am Markt 1, 39387 Oschersleben (Bo-
de) 


    21.090,00 €  


24. Stadt Osterwieck, Markt 11, 38835 Osterwieck       6.638,00 €  


25. Stadt Schöningen, Markt 1, 38364 Schöningen     16.037,00 €  


26. Stadt Oebisfelde-Weferlingen, Lange Str, 12, 39646 Oebisfelde als 
Rechtsnachfolgerin der Verwaltungsgemeinde Flechtingen, Lin-
denplatz 13/15, 39345 Flechtingen nach Gemeindestrukturreform. 
Anzeige zum Handelsregister erfolgt noch. 


      6.991,00 €  


27. Zweckverband Großraum Braunschweig, Frankfurter Str, 2, 38100 
Braunschweig 


         352,00 €  


   


 


 


Das Stammkapital der Gesellschaft in Höhe von 1.051.600,00 Euro ist in voller Höhe 


durch Sacheinlagen (im Wege der Ausgliederung) bzw. durch Einlagen in Geld erb-


racht. 
 


2.2  Tochtergesellschaften 


Die Gesellschaft hält unmittelbar Anteile an den in Anlage 2.2 näher bezeichneten Ge-


sellschaften. Weitere direkte oder indirekte Beteiligungen bestehen nicht.  
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3.  VERKAUF UND ABTRETUNG  


 


3.1  Verkauf  
 


Die Verkäufer verkaufen hiermit mit Wirkung ab dem 1. Januar 2012 ihre Geschäftsan-


teile Nr. … bis … an den dies annehmenden Käufer.  


 


3.2  Abtretung 
 


Die Verkäufer treten hiermit mit Wirkung ab dem 1. Januar 2012 ihre Geschäftsanteile 


Nr. … bis … einschließlich sämtlicher Nebenrechte an den dies annehmenden Käufer 


unter den aufschiebenden Bedingungen gemäß Abschnitt  4. Aufschiebende Bedingun-


gen ab. 


 


Gewinne für das laufende Geschäftsjahr und noch nicht ausgeschüttete Gewinne voran-


gegangener Geschäftsjahre stehen dem Käufer zu. 
 


4.  AUFSCHIEBENDE BEDINGUNGEN  
 


Die in Abschnitt 3.2 vorgenommenen Abtretungen werden wirksam, wenn sämtliche der 


folgenden aufschiebenden Bedingungen eingetreten sind: 


 


a) Die in Abschnitt 8 genannten Vollzugsvoraussetzungen und in Abschnitt 


9.2 genannten Vollzugshandlungen sind sämtlich erfüllt bzw. vor-


genommen worden; diese Bedingungen gelten als eingetreten, wenn das 


Vollzugsprotokoll von den Parteien unterzeichnet ist. 


 


b) Verkauf und Abtretung der Geschäftsanteile erfolgen aufschiebend be-


dingt durch die vollständige Kaufpreiszahlung. 
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5. KAU FPREIS 
 


5.1  Kaufpreis 
 


Der vom Käufer zu zahlende Kaufpreis beträgt [Ɣ] EUR (in Worten: [Ɣ] Euro). 
 
5.2  Aufteilung des Kaufpreises 
 


Die Aufteilung des Kaufpreises unter den Verkäufern erfolgt entsprechend dem Beteili-


gungsverhältnis der Verkäufer zum Stammkapital der Gesellschaft, soweit nicht unter 


den Verkäufern eine andere Verteilung vereinbart wird. 


5.3  Fälligkeit und Zahlung 


Der Kaufpreis ist am Vollzugstag fällig und auf ein von der Stadt Braunschweig spätes-


tens eine Woche vor dem Vollzugstag zu benennendes Konto (Verkäuferkonto) zu zah-


len. Mit dem Eingang der Zahlung auf dem Verkäuferkonto hat der Käufer seine Ver-


pflichtungen zur Leistung des Kaufpreises an die Verkäufer erfüllt. Die Stadt Braun-


schweig nimmt die Verteilung des Kaufpreises an die anderen Verkäufer entsprechend 


Ziffer 5.2 vor.  


 


5.4  Umsatzsteuer 
 


Die Parteien gehen übereinstimmend davon aus, dass für die in diesem Kaufvertrag 


vorgesehene Transaktion keine Umsatzsteuer anfällt. Sollte entgegen dieser Auffassung 


ein steuerbarer Umsatz vorliegen, der nach § 4 Nr. 8 UStG steuerbefreit ist, für den je-


doch die Möglichkeit eines Verzichts auf die Umsatzsteuerbefreiung besteht, sind sich 


die Parteien darüber einig, dass ein solcher Verzicht auf die Umsatzsteuerbefreiung 


nicht ausgeübt werden soll. Für den Fall, dass die zuständige Finanzbehörde entgegen 


den vorstehenden Regelungen gleichwohl der Auffassung sein sollte, dass die in diesem 


Kaufvertrag vorgesehen Transaktion einen Umsatz darstellt, für den Umsatzsteuer zu 


entrichten ist, versteht sich der vereinbarte Kaufpreis als Nettokaufpreis zuzüglich der 


gesetzlichen Umsatzsteuer. Der Käufer ist in diesem Fall verpflichtet, die betreffenden 


zusätzlichen Beträge binnen einer (1) Woche nach Erhalt einer Kopie des Steuerbe-


scheides, der die betreffende Steuerpflicht festsetzt, sowie einer Rechnung in Überein-


stimmung mit den Anforderungen des Umsatzsteuergesetzes an die Verkäufer auf das 


Verkäuferkonto zu zahlen. Soweit gesetzlich zulässig, kann der Käufer diese Verpflich-


tung erfüllungshalber im Sinne von § 364 Abs. 2 BGB durch Abtretung seines Vor-
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steuererstattungsanspruchs an die Verkäufer erfüllen. Die Parteien werden mit dem Ziel, 


diese Abtretung herbeizuführen, kooperieren und insbesondere alle erforderlichen Ab-


tretungsanzeigen ausfertigen, die der zuständigen Finanzbehörde zugeleitet werden 


müssen. 
 


6.  GARANTIEN  
 


6.1  Garantien der Verkäufer 


Jeder Verkäufer erklärt hiermit für sich ausschließlich bezogen auf den ihm jeweils ge-


hörenden Geschäftsanteil sowie ohne Mithaftung für den jeweils anderen gegenüber 


dem Käufer in Form selbständiger Garantieversprechen gemäß § 311 Abs. 1 BGB nach 


Maßgabe der übrigen Bestimmungen dieses Kaufvertrages, dass die nachfolgenden 


Aussagen gemäß Abschnitt 6.1.1 bis Abschnitt 6.1.2 am Unterzeichnungstag und am 


Vollzugstag zutreffend sind, wobei sich die Verkäufer  und der Käufer einig sind, dass 


die nachfolgenden Garantien keine Garantien für die Beschaffenheit einer Sache im 


Sinne von §§ 443, 444 BGB darstellen: 


 


6.1.1   Die in Abschnitt 2.1 getroffenen Aussagen über die Gesellschaft sind vollständig 


und richtig. 


 


6.1.2   Jeder Gesellschafter  ist rechtlicher und wirtschaftlicher Inhaber des jeweiligen 


Geschäftsanteils. Die Einlage auf den dem jeweiligen Verkäufer gehörenden Ge-


schäftsanteil ist vollständig erbracht und nicht zurückgezahlt worden. Der jewei-


lige Geschäftsanteil ist frei von Belastungen und sonstigen Rechten Dritter. 
 


6.2  Garantien des Käufers 


Der Käufer garantiert in Form selbständiger Garantieversprechen gemäß § 311 Abs. 1 


BGB gegenüber den Verkäufern, dass die nachfolgenden Aussagen am Unterzeich-


nungstag und am Vollzugstag vollständig und zutreffend sind: 


 


6.2.1  Der Käufer ist nach Deutschem Recht ordnungsgemäß errichtet, besteht wirk-


sam und verfügt über die notwendige gesellschaftsrechtliche oder vergleichbare 
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Verfügungsmacht, um seine Vermögensgegenstände zu besitzen und seinen 


Geschäftsbetrieb zu führen. 


 


6.2.2  Der Käufer ist uneingeschränkt berechtigt, diesen Kaufvertrag und die hiernach 


vorgesehenen Rechtsgeschäfte abzuschließen und durchzuführen. Er verfügt 


über alle für den Abschluss und die Durchführung dieses Kaufvertrages und der 


hiernach vorgesehenen Rechtsgeschäfte erforderlichen Zustimmungen. Dies gilt 


vorbehaltlich kommunalrechtlicher Zustimmungsvorbehalte oder kommunal-


aufsichtsrechtlichem Einschreiten auf Seiten des Käufers und/oder seiner direk-


ten und mittelbaren Gesellschafter oder vergleichbaren Träger.  


 


6.2.3  Der Käufer verfügt über ausreichende Finanzmittel oder verbindliche Finan-


zierungszusagen, um bei Fälligkeit alle sich aus oder im Zusammenhang mit 


diesem Kaufvertrag ergebenden Zahlungsverpflichtungen zu erfüllen. 


7.  PFLICHTEN DER PARTEIEN VOR VOLLZUG  
 


7.1 Führung des Geschäftsbetriebs bis zum Vollzugstag 


Die Verkäufer stellen — soweit ihnen gesellschaftsrechtlich möglich und zulässig — 


sicher, dass der Geschäftsbetrieb der Gesellschaft bis zum Vollzugstag in der bisher üb-


lichen Weise geleitet und fortgeführt wird. Die Verkäufer werden — soweit ihnen ge-


sellschaftsrechtlich möglich und kartellrechtlich zulässig — die Gesellschaft darüber 


hinaus dazu veranlassen, im Interimszeitraum (Tag der Entscheidung des Rates der 


Stadt Braunschweig über die Veräußerung der Geschäftsanteile an den Bieter mit dem 


wirtschaftlichsten Angebot bis zum Vollzugstag) die Eingehung wesentlicher Verträge 


dem Käufer vorab schriftlich mitzuteilen. Die Verkäufer stellen ferner — soweit ihnen 


gesellschaftsrechtlich möglich und kartellrechtlich zulässig — sicher, dass die Gesell-


schaft im o.g. Interimszeitraum Verträge mit Kunden oder Lieferanten mit einem Vo-


lumen von im Einzelfall über 20.000 € oder einer Laufzeit von mehr als 12 (zwölf) 


Monaten nur mit Zustimmung des Käufers abschließen.  


7.2  Geheimhaltung und Öffentliche Mitteilungen 


7.2.1  Die Verkäufer verpflichten sich (auch über den Vollzugstag hinaus), alle ihnen 


bekannten Angelegenheiten und insbesondere Betriebs- und Geschäftsge-


heimnisse der Gesellschaft und ihrer Tochtergesellschaften geheim zu halten 


und solche Angelegenheiten und Geheimnisse weder direkt noch indirekt an 
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Dritte zu offenbaren, noch deren Offenbarung durch Dritte zu veranlassen, zu 


fördern oder zu decken, noch derartige Angelegenheiten oder Geheimnisse für 


sich selbst zu verwenden, Diese Geheimhaltungspflicht entfällt, wenn (i) die be-


treffende Angelegenheit ohne Verschulden der Verkäufer offenkundig geworden 


ist, oder (ii) aufgrund zwingender gesetzlicher Bestimmungen oder gerichtlicher 


oder behördlicher Anordnungen eine Verpflichtung der Verkäufer zur Offenle-


gung besteht (insbesondere im Hinblick auf das Auskunftsrecht von Ratsmit-


gliedern gem. § 56 NKomVG bzw. § 42 Abs. 3 GO LSA), oder (iii) der Käufer 


zuvor schriftlich seine Zustimmung zur Offenlegung erteilt hat. 


 


7.2.2  In gleicher Weise sind die Parteien verpflichtet, den Inhalt dieses Kaufvertrages 


geheim zu halten, es sei denn, die betreffenden Tatsachen sind öffentlich bekannt 


oder ihre öffentliche Bekanntmachung ist gesetzlich oder durch gerichtliche oder 


behördliche Anordnung vorgeschrieben. In diesem Fall sind die Parteien ver-


pflichtet, sich gegenseitig im Voraus zu unterrichten und die öffentlichen Be-


kanntmachungen auf den gesetzlich, gerichtlich oder behördlicherseits vorge-


schriebenen Inhalt zu beschränken. Der Käufer verpflichtet sich für drei (3) Jah-


re nach dem Unterzeichnungstag, keine Pressemitteilung oder sonstige öffentli-


che Mitteilung im Zusammenhang mit diesem Vertrag zu machen, ohne vorher 


die Zustimmung der Verkäufer einzuholen. Die Zustimmung soll nicht ohne trif-


tige Gründe verweigert werden. Die Verkäufer sind berechtigt, Pressemitteilun-


gen oder sonstige öffentliche Mitteilungen im Zusammenhang mit diesem Ver-


trag auch ohne vorherige Zustimmung des Käufers herauszugeben.  


 


7.2.3  Werden die nach diesem Kaufvertrag vorgesehenen Rechtsgeschäfte nicht voll-


zogen oder tritt eine Partei von diesem Kaufvertrag zurück, verpflichtet sich der 


Käufer, alle im Zusammenhang mit der Transaktion von den Verkäufern oder de-


ren Beratern erlangten Informationen vertraulich zu behandeln. Ferner sind sie 


verpflichtet, sämtliche von den Verkäufern oder deren Beratern erhaltenen Unter-


lagen und in anderer Form verkörperten Informationen, einschließlich aller Ko-


pien, an die Verkäufer zurückzugeben, sowie alle Unterlagen und in anderer 


Form verkörperten Informationen zu vernichten, die auf Grundlage von Informa-


tionen der Verkäufer oder deren Berater erstellt wurden, es sei denn, diese Infor-


mationen sind - ohne Verletzung der Vertraulichkeit gegenüber den Verkäufern - 


öffentlich bekannt. Der Käufer hat kein Zurückbehaltungsrecht an den genannten 


Unterlagen und sonstigen Informationen. Die Geheimhaltungspflicht endet drei 
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(3) Jahre nach dem Unterzeichnungstag. Der Käufer steht dafür ein, dass sich 


auch die von ihnen eingeschalteten Berater sowie die Personen, die die für den 


Erwerb der Geschäftsanteile erforderlichen Finanzmittel zur Verfügung zu stellen 


beabsichtigen, nach Maßgabe dieses Abschnittes verhalten. 
 


7.2.4 Jede Partei haftet der anderen Partei gegenüber für jeden Schaden der in Verbin-


dung mit einer Verletzung dieser Geheimhaltungsverpflichtung entsteht. 


 


7.3  Herbeiführen der Vollzugsvoraussetzungen 


 


Die Verkäufer und der Käufer werden sich nach besten Kräften bemühen, dafür zu sor-


gen, dass die in Abschnitt 8 genannten Vollzugsvoraussetzungen so bald wie möglich 


eintreten. 


 


8.  VOLLZUGSVORAUSSETZUNGEN  
 


8.1  Vollzugsvoraussetzung zugunsten des Käufers 


 


Der Käufer ist erst dann zum Vollzug dieses Kaufvertrages verpflichtet, wenn die als 


Anlage 8.1 beigefügte Vereinbarung zwischen der Stadt Braunschweig und der Gesell-


schaft über die Weiterführung der bisherigen Verträge unterschrieben und damit wirk-


sam geworden ist. 


 


[Hinweis für die Bieter: Die ursprünglich vorgesehene Regelung in Abschnitt 8.1.1 war 


missverständlich und deshalb zu streichen, weil das verbindliche Angebot der Bieter 


nach den Anforderungen des Vergaberechts im Rahmen von Abschnitt 6.2.2 nur ohne 


Gremienvorbehalt eingereicht werden kann.  


 


Auf die weitere Unterteilung des Abschnitts 8.1 kann deshalb verzichtet werden. Die im 


Rahmen der Verhandlungen entwickelte Anlage 8.1 wird zur notariellen Beurkundung 


dieses Vertrages wirksam sein und dem Käufer bzw. der Gesellschaft einen Erfüllungs-


anspruch gegenüber der Stadt Braunschweig gewähren. Eine gesonderte Garantie ist 


daher nicht erforderlich.] 
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8.2  Vollzugsvoraussetzung zugunsten der Verkäufer 


 


Die Verkäufer sind erst dann zum Vollzug dieses Kaufvertrages verpflichtet, wenn die 


nachstehende Voraussetzung erfüllt ist oder sie auf sie verzichtet haben. 


 


Die Verkäufer jeder für sich und die Gesellschafterversammlung der Gesellschaft ge-


mäß § 16 Abs. 1 Gesellschaftsvertrag haben dem jeweiligen Verkauf gemäß Abschnitt 


3.1 und der jeweiligen Abtretung gemäß Abschnitt 3.2 zugestimmt. 


 


8.3 Kommunalaufsichtsrechtliche Freigabe  


8.3.1  Die Parteien sind außerdem erst dann zum Vollzug dieses Kaufvertrages be-


rechtigt und verpflichtet, wenn die zuständigen Kommunalaufsichtsbehörden 


die Veräußerung und den Erwerb der Gesellschaft bzw. von deren Anteilen 


freigegeben haben; diese Bedingung gilt als eingetreten, wenn 


a) die Kommunalaufsichtsbehörde der Verkäuferin zu 15. (Stadt 


Braunschweig) die Veräußerung der Mehrheitsbeteiligung an der 


Gesellschaft gem. § 176 Abs. 1 i.V.m. § 152 Abs. 2 NKomVG 


genehmigt;  


b) bei den anderen Verkäufern die Wartefrist nach Anzeige der ge-


planten Veräußerung (sechs Wochen gem. § 152 Abs. 1 S. 3 


NKomVG) verstrichen ist, ohne dass die jeweilige Kommunal-


aufsichtsbehörde aufsichtsrechtliche Maßnahmen eingeleitet hat 


oder eine schriftliche Bestätigung der jeweiligen Kommunalauf-


sichtsbehörde vorliegt, dass keine Bedenken gegen die Veräuße-


rung der Gesellschaft bzw. von deren Anteilen bestehen und  


c) bei dem Käufer und/oder seinen direkten oder mittelbaren kom-


munalen Gesellschaftern oder vergleichbaren Trägern die Warte-


frist nach Anzeige des geplanten Erwerbs verstrichen ist, ohne 


dass die jeweilige Kommunalaufsichtsbehörde aufsichtsrechtliche 


Maßnahmen eingeleitet hat oder eine schriftliche Bestätigung der 


jeweiligen Kommunalaufsichtsbehörde vorliegt, dass keine Be-
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denken gegen den Erwerb der Gesellschaft bzw. von deren Antei-


len durch den Käufer bestehen. 


8.3.2  Verkäufer und Käufer bzw. die direkten oder mittelbaren kommunalen Gesell-


schafter oder vergleichbaren Träger des Käufers werden das geplante Veräu-


ßerungsvorhaben jeweils jeder für sich auf ihre Kosten bei den für sie zustän-


digen Kommunalaufsichtsbehörden anmelden, sie verpflichten sich, das 


kommunalaufsichtsrechtliche Verfahren unverzüglich und ordnungsgemäß zu 


betreiben, insbesondere die notwendigen Angaben und Auskünfte beizubrin-


gen. Verkäufer und Käufer werden sich gegenseitig für dieses Verfahren be-


nötigte Unterlagen und Auskünfte unverzüglich auf Anforderung der jeweils 


anderen Partei zur Verfügung stellen bzw. erteilen. 


 


8.3.3  Sollten unerwartete und wesentliche zeitliche Verzögerungen bei der Freigabe 


des Veräußerungsvorhabens auftreten, werden die Parteien dies besprechen 


mit dem Ziel, entweder den Grund der Verzögerung zu beheben oder diesen 


Vertrag aufzuheben. Sollte der Vertrag aufgehoben werden, so ist eine Partei 


der anderen nicht alleine deshalb schadensersatzpflichtig, weil die kommunal-


aufsichtsrechtliche Freigabe nicht erreicht wurde und eine der Vollzugsvo-


raussetzungen daher nicht eingetreten ist. 


 


8.4  Kartellrechtliche Freigabe 


 


Die Parteien gehen übereinstimmend davon aus, dass auf die Übertragung der Ge-


schäftsanteile gemäß dieses Vertrages die Vorschriften des GWB über die Zusammen-


schlusskontrolle nicht anwendbar sind und folglich kein fusionskontrollrechtliches Ge-


nehmigungserfordernis besteht, da die im Sinne des Fusionskontrollrechts beteiligten 


Unternehmen die Umsatzschwellen des § 35 Abs. 1 Nr. 1 GWB nicht erreichen. Die 


Parteien gehen daher einvernehmlich davon aus, dass diese Transaktion auch keinem 


Vollzugsverbot o.ä. unterliegt. Sollte das Bundeskartellamt bezüglich des in diesem 


Vertrag geregelten Zusammenschlussvorhabens dennoch in eine Prüfung eintreten oder 


Informationen abfordern, verpflichten sich die Parteien, alle geforderten Informationen 


zur Verfügung zu stellen. Das Verfahren wird federführend durch den Käufer betrieben. 
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8.5  Unterrichtungspflicht  


Käufer und Verkäufer werden sich gegenseitig vom Eintritt der Vollzugsvoraussetzun-


gen unverzüglich schriftlich unterrichten. 


9.  VOLLZUG  
 


9.1  Vollzugszeitpunkt und -ort  


 


Der Vollzug dieses Kaufvertrages findet am Vollzugstag, 11:00 Uhr, in den Geschäfts-


räumen der Gesellschaft in Braunschweig statt. 


 


9.2  Vollzugshandlungen 


 


Am Vollzugstag sind von den Parteien Zug um Zug folgende Handlungen in der darge-


stellten Reihenfolge vorzunehmen: 


  


 9.2.1 Der Käufer zahlt den Kaufpreis auf das Verkäuferkonto nach Abschnitt 5.3. 


 


9.2.2  Die Verkäufer und der Käufer unterzeichnen das im Entwurf als Anlage 9.2.2 


beigefügte Vollzugsprotokoll. 


[Hinweis für die Bieter: Der Entwurf des Vollzugsprotokolls wird zur Beurkundung 


dieses Vertrages erstellt und abgestimmt.] 


9.3  Verletzung von Pflichten am Vollzugstag 


 


Verletzt eine der Parteien eine der Pflichten nach Abschnitt 9.2, so kann die andere Par-


tei ihr schriftlich unter Angabe der Pflichtverletzung eine Frist von zehn (10) Tagen set-


zen. Nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist kann die Partei, die die Frist gesetzt hat, von 


diesem Kaufvertrag nach Maßgabe von Abschnitt 10.4 zurücktreten.  


 







 


Geschäftsanteilskauf- und Abtretungsvertrag, Entwurf Stand: 25. November  2011 


18 


10.  RÜCKTRITT  
 
10.1  Rücktrittsrecht des Käufers 
 


Unbeschadet Abschnitt 9.3 hat der Käufer das Recht, von diesem Kaufvertrag zurückzu-


treten, wenn nicht sämtliche in Abschnitten 8.1, 8.3 und 8.4 genannten Vollzugsvoraus-


setzungen bis zum 31. Juli 2012 vorliegen, sofern er nicht auf das Vorliegen der ausste-


henden Vollzugsvoraussetzungen verzichtet hat. 


 


[Hinweis für die Bieter: Die Aussagen für die Verkäuferseite gelten nur für die veräuße-


rungswilligen Gesellschafter, s.o.] 


 
10.2  Rücktrittsrecht der Verkäufer  
 


Unbeschadet Abschnitt 9.3 haben die Verkäufer jeder für sich das Recht, von diesem 


Kaufvertrag zurückzutreten, wenn nicht sämtliche in den Abschnitten 8.2 bis 8.4 ge-


nannten Vollzugsvoraussetzungen bis 31. Juli 2012 vorliegen, sofern sie nicht auf das 


Vorliegen der ausstehenden Vollzugsvoraussetzungen verzichtet haben. 


 


10.3  Ausschluss des Rücktrittsrechts 
 


Ein Rücktrittsrecht nach Abschnitt 10.1 und nach Abschnitt 10.2 ist ausgeschlossen, 


wenn die Partei, die den Rücktritt erklärt, den Eintritt der Vollzugsvoraussetzungen wi-


der Treu und Glauben verhindert. 


 


10.4  Form und Frist der Rücktrittserklärung  


 


Ein Rücktritt kann nur durch schriftliche Erklärung gegenüber der jeweils anderen Par-


tei erklärt werden; für die Erklärung gegenüber den Verkäufern genügt die Erklärung 


gegenüber der Stadt Braunschweig, die die anderen Verkäufer unverzüglich unterrichten 


wird. Die Beweislast für das Vorliegen eines Rücktrittsgrundes trägt die zurücktretende 


Partei. Der Rücktritt nach Abschnitt 9.3 kann nur binnen einer Frist von zwei (2) Wo-


chen gerechnet ab dem Ablauf der dort genannten Frist erklärt werden. 
 


31 







 


Geschäftsanteilskauf- und Abtretungsvertrag, Entwurf Stand: 25. November  2011 


19 


10.5  Folgen des Rücktritts 


 


Sofern in diesem Kaufvertrag nicht anders geregelt, entfallen im Falle eines Rücktritts 


alle Verpflichtungen zwischen den Parteien mit Ausnahme der Regelungen in Abschnitt 


7.2 und Abschnitt 15.2, die auch nach dem Rücktritt fortgelten. Im Falle des Rücktritts 


trägt jede Partei die ihr im Zusammenhang mit diesem Kaufvertrag entstandenen Kosten 


selbst; ein Anspruch auf Schadensersatz ist ausgeschlossen. Abschnitt 9.3 bleibt unbe-


rührt. Im Übrigen gelten die Regelungen der §§ 346 ff. BGB. 


 


11.  RECHTSFOLGEN BEI GARANTIEVERLETZUNGEN  
 


11.1  Rechtsfolgen bei der Verletzung von Garantien des Käufers 


 


Verletzt der Käufer eine von ihm nach diesem Kaufvertrag übernommene Garantie, so 


ist er verpflichtet, jeden einzelnen Verkäufer von den diesem daraus entstehenden Schä-


den freizustellen. 


 


11.2  Rechtsfolgen bei der Verletzung von Garantien der Verkäufer 


 


Im Falle der Verletzung einer von einem Verkäufer nach Abschnitt 6.1 dieses Kaufver-


trages übernommenen Garantie hat der jeweilige Verkäufer den Käufer oder nach des-


sen Wahl die Gesellschaft vorbehaltlich der Regelungen in Abschnitt 12 so zu stellen, 


wie er stehen würde, wenn die Garantie nicht verletzt worden wäre (Naturalrestitution). 


Bewirkt der jeweilige Verkäufer die Naturalrestitution nicht innerhalb von drei (3) Mo-


naten nach Zugang der Anzeige gemäß Abschnitt 12.1, kann der Käufer oder nach des-


sen Wahl die Gesellschaft vorbehaltlich der Regelungen in Abschnitt 12 Schadensersatz 


in Geld verlangen. 
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12. BESCHRÄNKUNG DER VERKÄUFERHAFTUNG  
 


12.1  Anzeige 


 


Im Falle einer tatsächlichen oder möglichen Verletzung einer von einem Verkäufer nach 


diesem Kaufvertrag abgegebenen Garantie ist der Käufer verpflichtet, dem jeweiligen 


Verkäufer unverzüglich nach Kenntniserlangung schriftlich die tatsächliche oder mögli-


che Verletzung unter genauer Beschreibung der zugrunde liegenden Umstände mitzutei-


len, und, soweit möglich, die geschützte Höhe des Anspruchs anzugeben. Dem jeweili-


gen Verkäufer ist ferner Gelegenheit zu geben, die Verletzung innerhalb des in Ab-


schnitt 11.2 genannten Zeitraums zu beheben. Verletzt der Käufer eine dieser Pflichten, 


so wird der jeweilige Verkäufer von seinen Pflichten nach Abschnitt 11.2 frei. 


 


12.2  Verjährung  


 


Ansprüche des Käufers aus diesem Kaufvertrag verjähren nach den gesetzlichen Vor-


schriften. 


 


12.3  Kenntnis des Käufers 


 


Der Käufer ist nicht berechtigt, Ansprüche aus oder im Zusammenhang mit diesem 


Kaufvertrag geltend zu machen, sofern er Kenntnis von den dem Anspruch zugrunde 


liegenden Tatsachen oder Umstände hatte. 


 


12.4 Unmittelbarer Schaden 


 


Eine Verpflichtung der Verkäufer zum Schadensersatz ist beschränkt auf den Ersatz tat-


sächlich bei dem Käufer und/oder auf Ebene der Gesellschaft entstandener Schäden. Die 


Geltendmachung von internen Verwaltungs- und Gemeinkosten, Folgeschäden, oder 


entgangenen Gewinnen ist ausgeschlossen. 
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12.5  Haftungshöchstbetrag 


 


Die Summe aller Ansprüche gegen die Verkäufer aus oder im Zusammenhang mit die-


sem Kaufvertrag einschließlich aller Ansprüche aufgrund Verletzung einer Garantie 


nach Abschnitt 6 ist insgesamt auf den Betrag von 250.000 EUR (in Worten: zweihun-


dertfünfzigtausend Euro) begrenzt. 


 


12.6  Verfahren bei Ansprüchen Dritter 


 


12.6.1  Sollten im Zusammenhang mit der Verletzung einer Garantie gemäß Abschnitt 


6.1 von dritter Seite Ansprüche gegen den Käufer, die Gesellschaft oder Toch-


tergesellschaften geltend gemacht werden, steht der Käufer dafür ein, dass  


 


a) er auf eigene Kosten bei der Abwehr von Ansprüchen Dritter mit den 


Verkäufern nach Treu und Glauben zusammenwirkt; 


b) den Verkäufern eine Abschrift der schriftlich geltend gemachten An-


sprüche oder, soweit keine schriftliche Geltendmachung erfolgte, eine 


schriftliche Zusammenfassung derselben sowie Kopien aller fristbezo-


genen Dokumente überlassen wird; 


c) den Verkäufern die Gelegenheit eingeräumt wird, für den Käufer oder 


die Gesellschaft oder Tochtergesellschaften solche Ansprüche abzuweh-


ren, hierzu alle geeigneten Verfahren einzuleiten, und diese Abwehr-


maßnahmen zu koordinieren. Insbesondere steht der Käufer dafür ein, 


dass die Verkäufer die Möglichkeit erhalten, 


 


- an allen Verhandlungen und dem Schriftverkehr mit der dritten 


Partei federführend teilzunehmen; 


- einen Anwalt zu beauftragen, der im Namen des Käufers oder 


der Gesellschaft oder Tochtergesellschaften tätig wird und  


- zu verlangen, dass etwaige gerichtliche Verhandlungen der 


Ansprüche oder ein außergerichtlicher Vergleich nach Anwei-


sung der Verkäufer zu erfolgen haben; 
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[Hinweis für die Bieter: Da nach dieser Regelung letztlich die Verkäufer 


bei Inanspruchnahme des Käufers haften, können sie bei der Abwehr der 


von den Dritten geltend gemachten Ansprüchen auch beanspruchen, hier 


freie Hand zu haben. Eine Abstimmungspflicht mit dem Käufer würde 


dieses berechtigte Verlangen einschränken.]  


 


d) er, die Gesellschaft und die Tochtergesellschaften ohne vorherige 


schriftliche Zustimmung der Verkäufer Ansprüche weder anerkennen, 


vergleichen noch ein Anerkenntnis oder einen Vergleich genehmigen, 


soweit diese Anerkenntnisse oder Vergleiche zu einer Haftung der 


Verkäufer nach diesem Kaufvertrag führen können; 


e) den Verkäufern einschließlich ihren Vertretern und Beratern, soweit 


nicht Rechts- oder Verwaltungsvorschriften dagegen stehen, zu übli-


chen Bürozeiten Zugang zu allen in seinem Besitz befindlichen ge-


schäftlichen Unterlagen und Dokumenten über die Gesellschaft oder 


Tochtergesellschaften verschafft sowie den Verkäufern und ihren Ver-


tretern und Beratern gestattet wird, die Geschäftsführung, Mitarbeiter 


und Vertreter des Käufers zu Beratungen hinzuzuziehen. 


 


 


12.6.2  Die Verkäufer sind verpflichtet, bei der Abwehr der Ansprüche Dritter angemes-


sene Rücksicht auf die Interessen des Käufers zu nehmen. 
 


12.6.3  Soweit ein Verkäufer ein Garantieversprechen nach Abschnitt 6.1 verletzt hat, so 


ist er verpflichtet, die daraus entstandenen Kosten und Auslagen der Abwehr 


solcher Ansprüche zu tragen. 


 


12.6.4 Kommt der Käufer seinen Verpflichtungen gemäß diesem Abschnitt 12.6 nicht 


nach, ist eine Haftung des jeweiligen Verkäufers nach Abschnitt 11.2 ausge-


schlossen. 
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12.7  Abschließender Garantiekatalog 


 


12.7.1 Der Käufer erwirbt die Geschäftsanteile und damit die Kosynus GmbH Kom-


munale Informationstechnologie und das Geschäft in dem Zustand, wie sie sich 


am Unterzeichnungstag und am Vollzugstag nach der Due Diligence und der 


von ihm vorgenommenen Beurteilung sämtlicher Umstände befinden. Der Käu-


fer erwirbt die Geschäftsanteile und damit die Kosynus GmbH und das Geschäft 


ferner aufgrund seiner eigenen Entscheidung, Beurteilung und Due Diligence, 


ohne auf Zusicherungen, Gewährleistungen oder Garantien der Verkäufer abzu-


stellen, die über die von den Verkäufern ausdrücklich in Abschnitt 6.1 abgege-


benen Garantien hinausgehen oder von diesen abweichen. 


 
12.7.2 Unbeschadet von Abschnitt 12.7.1 erkennt der Käufer ausdrücklich an, dass die 


Verkäufer über die in Abschnitt 6.1 abgegebenen Garantien hinaus keine weite-


ren Garantien, Gewährleistungen, Zusicherungen oder sonstige Einstandserklä-


rungen abgeben zu (i) dem Käufer zugänglich gemachten Prognosen, Schätzun-


gen oder Budgets über künftige Einnahmen, Gewinne, Cash Flows, die künftige 


Finanzlage oder das künftige Geschäft der Gesellschaft und (ii) anderen Infor-


mationen oder Dokumenten, die dem Käufer oder seinen Beratern in Bezug auf 


das Geschäft zugänglich gemacht worden sind, es sei denn, aus diesem Kaufver-


trag ergibt sich ausdrücklich etwas anderes. 


 


12.8  Keine Haftung für Erfüllungshilfen  


 


Die Parteien sind sich darüber einig, 


 


a) dass kein Geschäftsführer, Mitarbeiter, Vertreter, Gehilfe oder Berater 


der Gesellschaft oder einer Tochtergesellschaft oder einer mittelbaren 


Tochtergesellschaft befugt ist oder war, als Erfüllungsgehilfe der Ver-


käufer im Zusammenhang mit dem Abschluss dieses Kaufvertrags zu 


handeln; 


b) dass die Verkäufer keine Verantwortung oder Haftung für Informatio-


nen übernehmen, die dem Käufer durch Geschäftsführer oder einem 


vergleichbar Vertretungsberechtigten, Mitarbeiter, Vertreter, Gehilfen 
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oder Berater der Gesellschaft oder einer Tochtergesellschaft oder einer 


mittelbaren Tochtergesellschaft zur Verfügung gestellt worden sind. 


 


12.9 Keine doppelte Entlastung, Vorteilsausgleich 


 


12.9.1 Wegen desselben Schadens können die Verkäufer auch bei Verletzung mehrerer 


Garantien nur einmal in Anspruch genommen werden. Hat ein Verkäufer wegen 


eines Umstandes Naturalrestitution oder Schadensersatz in einem Umfang ge-


leistet, der zur Entschädigung des Käufers oder der Gesellschaft genügt, ist die 


Geltendmachung weiterer Ansprüche wegen desselben Umstands, insbesondere 


aus einem anderen Rechtsgrund oder durch einen anderen Anspruchsteller, aus-


geschlossen. 


 


12.9.2  Soweit ein Umstand, der einen Anspruch des Käufers nach diesem Kaufvertrag 


begründet, einen steuerlichen oder sonstigen Vorteil - einschließlich einer Ver-


ringerung des zu versteuernden Einkommens aufgrund zusätzlicher Verbindlich-


keiten und Kosten - des Käufers oder eines mit ihm verbundenen Unternehmens 


begründet, ist dieser Vorteil auf den Anspruch anzurechnen (Vorteilsausgleich). 


Zu steuerlichen Vorteilen im Sinne des vorigen Satzes gehören Entlastungen im 


Bereich der Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer, des Solidaritätszuschlags und 


sonstiger Steuern auf Einkünfte. 


 


12.10 Schadensminderungspflicht 


 


§ 254 BGB bleibt unberührt. Der Käufer ist insbesondere verpflichtet, die Entstehung 


von Schäden abzuwenden und den Umfang entstandener Schäden zu mindern. 


 


12.11 Behandlung von Zahlungen 


 


Jede Zahlung eines Verkäufers an den Käufer nach Abschnitt 11.2 ist im Verhältnis 


zwischen den Parteien als Herabsetzung des Kaufpreises anzusehen. 
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12.12 Keine Gesamtschuld 
 


Soweit ein Anspruch wegen einer Garantieverletzung gegen mehrere Verkäufer gleich-


zeitig besteht, haftet jeder dieser Verkäufer nur pro rata in Höhe seiner Beteiligung an 


der Gesellschaft. 


 


12.13 Ausschluss weiterer Rechtsfolgen 


 


Die Bestimmungen der Abschnitte 11 und 12 regeln die von den Verkäufern abgegebe-


nen Garantien und die Rechtsfolgen einer Garantieverletzung abschließend, mithin ste-


hen dem Käufer nur die in diesem Kaufvertrag geregelten Ansprüche mit den in diesem 


Kaufvertrag geregelten Rechtsfolgen zu. Sonstige Rechte des Käufers, unabhängig von 


ihrer Entstehung, ihrem Umfang und ihrer rechtlichen Grundlage, einschließlich der 


Rechte wegen Nichterfüllung, auf Rücktritt, Minderung, Schadensersatz, Ersatz vergeb-


licher Aufwendungen, aus vorvertraglicher Pflichtverletzung (culpa in contrahendo) 


gemäß § 311 Abs. 2 und 3 BGB, Pflichtverletzungen aus Schuldverhältnis, aus Anfech-


tung, Störung der Geschäftsgrundlage gemäß § 313 BGB, Ansprüche aus unerlaubter 


Handlung sowie sämtliche Rechte aus § 275 Abs. 2 BGB sind, soweit gesetzlich zuläs-


sig, ausgeschlossen. Der Ausschluss gilt nicht für eine etwaige Haftung der Verkäufer 


aufgrund Vorsatzes oder arglistiger Täuschung. 


13. PFLICHTEN DER PARTEIEN NACH VOLLZUG  
 


13.1 Zugang zu Büchern und Aufzeichnungen 


 


Der Käufer wird für die Dauer der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen ab dem Voll-


zugstag alle ihm übertragenen und dem Geschäft der Gesellschaft zuzuordnenden Ge-


schäftsbücher und Aufzeichnungen aufbewahren und den Verkäufern und ihren Vertre-


tern im rechtlich zulässigen Umfang Zugang zu Büchern und Aufzeichnungen und sons-


tigen Informationen gewähren, soweit sich solche Informationen auf das Geschäft be-


ziehen und ein berechtigtes Interesse besteht. Die Verkäufer sind jeweils berechtigt, auf 


eigene Kosten Kopien anzufertigen. 
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13.2 Standortsicherung 


 


Dem Käufer ist bekannt, dass aus Sicht der Verkäufer die Sicherung des Standorts in 


Braunschweig und der Sicherung der Arbeitsplätze der Mitarbeiter große Bedeutung 


zukommt. Vor diesem Hintergrund verpflichtet sich der Käufer, das als Anlage 13.2 zu 


diesem Vertrag beigefügte Standortsicherungskonzept zu erfüllen. 


 


[Hinweis für die Bieter: Die Belange der Mitarbeiter und der Standortsicherung sind 


nach den mit dem Aufforderungsschreiben vom 3. August 2011 übersandten Bewer-


tungskriterien und deren Gewichtung wesentliche Gesichtspunkte für die Bewertung der 


Angebote. Daher ist das „Standortsicherungskonzept“ von den Bietern mit dem Ange-


bot vorzulegen. Hilfreich wäre ein später als Anlage 13.2 zum Vertrag verwertbares 


Dokument.] 


 


13.3 Freistellung der Verkäufer von Haftungsrisiken 


 


Dem Käufer ist bekannt, dass eine Haftung der Verkäufer nach den §§ 30, 31 GmbHG 


und anderen Vorschriften grundsätzlich in Betracht kommt. Vor diesem Hintergrund 


stellt der Käufer die Verkäufer von sämtlichen Ansprüchen Dritter und allen damit in 


Verbindung stehenden Kosten und Auslagen, Verbindlichkeiten und sonstigen Schäden 


im Sinne der §§ 249 ff. BGB aus und im Zusammenhang mit einer Rückgewähr von 


Einlagen an den Käufer frei und verpflichtet sich, die Verkäufer insoweit schadlos zu 


halten. 


 


[Hinweis für die Bieter: Hier geht es im Unterschied zu Abschnitt 6.1 um einen Fall der 


„Außenhaftung“. Die Freistellungsverpflichtung hat daher einen eigenen Regelungsge-


halt.] 


 


14. STREITBEILEGUNG   


 
14.1.1 Die Parteien werden sich darüber verständigen, ob sie unter Ausschluss des or-


dentlichen Rechtsweges ein schiedsrichterliches Verfahren nach der 


Schiedsgerichtsordnung der Deutschen Institution für Schiedsgerichtsbarkeit 


e.V. (DIS) in der zum jeweiligen Zeitpunkt gültigen Fassung durchführen wol-


len. Erzielen sie kein Einvernehmen, kann jede Partei den ordentlichen Rechts-
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weg beschreiten. In diesem Fall ist Braunschweig ausschließlicher Gerichts-


stand.  


 


14.1.2 Für den Fall, dass sich die Parteien auf die Durchführung eines schiedsrichterli-


chen Verfahrens einigen, entscheidet das Schiedsgericht mit drei (3) Schieds-


richtern. Ort des schiedsrichterlichen Verfahrens ist Braunschweig.  
 


14.1.3 Verlangt zwingendes Recht die Entscheidung einer Angelegenheit aus oder im 


Zusammenhang mit diesem Kaufvertrag oder seiner Durchführung durch ein or-


dentliches Gericht, ist der Gerichtsstand Braunschweig. 


 
[Hinweis für die Bieter: Da das schiedsrichterliche Verfahren ohnehin nur mit Zustim-


mung beider Vertragsparteien zustande kommt, ist von einer Streichung der Regelung 


abgesehen worden.] 


15.  VERSCHIEDENES 
  


15.1   Mitteilungen 


 


Alle rechtsgeschäftlichen Erklärungen und Mitteilungen im Zusammenhang mit diesem 


Kaufvertrag bedürfen der Schriftform, soweit nicht notarielle Beurkundung oder eine 


andere Form durch zwingendes Recht vorgeschrieben ist, wobei die Übermittlung per 


Telefax oder Brief genügt. Mitteilungen in elektronischer Form (z. B. E-Mail) genügen, 


soweit nicht ausdrücklich anders festgelegt, nicht. Alle Mitteilungen sind zu richten an 


 


Gemeinde Büddenstedt, Rathausplatz 1, 38372 Büddenstedt 


vertreten durch  


Gemeinde Lehre, Marktstr. 10, 38165 Lehre 


vertreten durch  
Gemeinde Nordharz, Straße der Technik 4, 38871 Veckenstedt 
vertreten durch  
Gemeinde Wendeburg, Am Anger 5, 36176 Wendeburg 
vertreten durch  
Gemeine Vechelde, Hildesheimer Str. 85, 38159 Vechelde 
vertreten durch  


Landkreis Goslar, Klubgartenstraße, 6, 38640 Goslar 


vertreten durch  


Landkreis Helmstedt, Südertor 6, 38350 Helmstedt 
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vertreten durch  


Samtgemeinde Asse, Im Winkel 4, 38319 Remlingen 


vertreten durch  
Samtgemeinde Grasleben, Bahnhofstr. 4, 38368 Grasleben 
vertreten durch  


Samtgemeinde Heeseberg, Heimsteter Str. 17, 38381 Jerxheim 


vertreten durch  
Samtgemeinde Lutter am Barenberge, Bachstr. 18, 38729 Lutter am Barenberge 
vertreten durch  


Samtgemeinde Nord-Elm, Steinweg 21 a, 38373 Süpplingen 


vertreten durch  
Samtgemeinde Velpke, Grafhorster Str. 6, 38458 Velpke 
vertreten durch  


Stadt Blankenburg, Markt 8, 38889 Blankenburg 


vertreten durch  
Stadt Braunschweig, Rathaus, Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braun-
schweig 
vertreten durch  
Stadt Goslar, Markt 1, 38640 Goslar 
vertreten durch  


Stadt Haldensleben, Markt 22, 39340 Haldensleben 


vertreten durch  


Stadt Helmstedt, Markt 1, 38350 Helmstedt 


vertreten durch  


Stadt Ilsenburg, Harzburger Str. 24, 38871 llsenburg 


vertreten durch  


Stadt Königslutter, Am Markt 1, 38154 Königslutter 


vertreten durch  


Stadt Langelsheim, Harzstr. 8, 38685 Langelsheim 


vertreten durch  
Stadt Oebisfelde-Weferlingen, Lange Str. 12,.39646 Oebisfelde 
vertreten durch  
Stadt, Oschersleben (Bode); Am Markt 1, 39387 Oschersleben (Bode) 
vertreten durch  
Stadt Osterwieck, Markt 11, 38835 Osterwieck 
vertreten durch  
Stadt Schöningen, Markt 1, 38364 Schöningen 
vertreten durch  
Zweckverband Großraum Braunschweig, Frankfurter Str, 2, 38100 Braun-


schweig 


vertreten durch  
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Käufer, 


vertreten durch 


 


Die Parteien haben Änderungen ihrer Anschriften der jeweils anderen Partei unverzüg-


lich schriftlich mitzuteilen. Bis zum Zugang dieser Mitteilung gilt die bisherige An-


schrift als wirksam. Der Empfang von Mitteilungen im Zusammenhang mit diesem 


Kaufvertrag durch die Berater der Parteien begründet oder ersetzt nicht den Zugang der 


Mitteilungen an die Parteien selbst. Für den Zugang einer Mitteilung bei einer Partei ist 


es unerheblich, ob die Mitteilung auch dem Berater dieser Partei zugegangen ist. 


 


[Hinweis für die Bieter: Die bisher in den Abschnitten 16.2 und 16.3 vorgesehenen Re-


gelungen sind entbehrlich und daher gestrichen worden.] 


 


15.2 Verkehrssteuern und Kosten 
 


Die mit dem Abschluss und der Durchführung dieses Kaufvertrages verbundenen 


Notarkosten und Eintragungsgebühren sowie alle Verkehrssteuern, einschließlich etwa-


iger Grunderwerbsteuer, und alle anderen Gebühren und Abgaben, die aufgrund des 


Abschlusses oder Durchführung dieses Kaufvertrages anfallen, trägt der Käufer. Im Üb-


rigen tragen die Parteien die bei ihnen jeweils anfallenden Kosten und Steuern und die 


Kosten ihrer Berater und Prüfer selbst. 


 


15.3 Überschriften etc. 


 


Das Inhaltsverzeichnis, die Aufteilung des Kaufvertrages in Abschnitte sowie die Über-


schriften dienen lediglich der Übersichtlichkeit sowie der Bezugnahme und haben kei-


nen Einfluss auf die Auslegung dieses Kaufvertrages. 


 


Sämtliche Anlagen zu diesem Kaufvertrag sind Bestandteil dieses Kaufvertrages.  
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15.4 Änderungen 


 


Änderungen, Ergänzungen oder die Aufhebung dieses Kaufvertrages einschließlich der 


Abänderung dieser Bestimmung selbst bedürfen der Schriftform, soweit nicht nach 


zwingendem Recht eine strengere Form (z. B. notarielle Beurkundung) erforderlich ist. 


 


15.5 Gesamte Vereinbarung 


 


Dieser Kaufvertrag einschließlich seiner Anlagen enthält, sofern nicht ausdrücklich et-


was anderes vereinbart ist, sämtliche Vereinbarungen der Parteien und ersetzt alle 


mündlichen oder schriftlichen Vereinbarungen und Abreden, die zuvor zwischen den 


Parteien im Hinblick auf den Vertragsgegenstand getroffen wurden. Nebenabreden be-


stehen nicht. 


 


15.6 Abtretungsverbot 


 


Keine der Parteien ist berechtigt, ohne die vorherige schriftliche Zustimmung der ande-


ren Partei Rechte oder Ansprüche aus diesem Kaufvertrag abzutreten. Davon ausge-


nommen sind Abtretungen an mit den Parteien verbundene Unternehmen im Sinne von 


§ 15 AktG. 


 


15.7  Aufrechnungsverbot 


 


Soweit in diesem Kaufvertrag nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, ist keine 


der Parteien berechtigt, (i) Forderungen, die ihr gemäß diesem Kaufvertrag zustehen, 


gegen Forderungen einer anderen Partei nach diesem Kaufvertrag aufzurechnen oder (ii) 


die Erfüllung einer Verpflichtung nach diesem Kaufvertrag unter Geltendmachung eines 


Zurückbehaltungsrechtes zu verweigern, es sei denn, die Rechte oder Ansprüche der 


Partei, die ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht geltend macht, sind unbestrit-


ten oder durch eine rechtskräftige Entscheidung eines zuständigen Gerichts oder 


Schiedsgerichts bestätigt worden oder – im Falle prozessualer Geltendmachung – es 
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kann über die Rechte oder Ansprüche der Partei im Zeitpunkt der letzten mündlichen 


Verhandlung zugleich mit entschieden werden. 


 


15.8 Salvatorische Klausel 


 


Sollte eine Bestimmung dieses Kaufvertrages ganz oder teilweise nichtig, unwirksam 


oder undurchsetzbar sein oder werden, wird die Wirksamkeit und Durchsetzbarkeit aller 


übrigen verbleibenden Bestimmungen davon nicht berührt. Die nichtige, unwirksame 


oder undurchsetzbare Bestimmung ist, soweit gesetzlich zulässig, als durch diejenige 


wirksame und durchsetzbare Bestimmung ersetzt anzusehen, die dem mit der nichtigen, 


unwirksamen oder nicht durchsetzbaren Bestimmung verfolgten wirtschaftlichen Zweck 


nach Gegenstand, Maß, Zeit, Ort und Geltungsbereich am nächsten kommt. Entspre-


chendes gilt für die Füllung etwaiger Lücken in diesem Kaufvertrag. 


 
15.9 Hinweise / Datenraum / Gesellschafterlisten 
 


 
15.9.1 Der amtierende Notar hat die Beteiligten darüber informiert ,  


 


- dass jeder Gesellschafter und jeder seiner Rechtsvorgänger wegen eines 


nicht gezahlten Betrages auf die Stammeinlage der Gesellschaft haftet (§ 22 I 


GmbHG), 


 


- dass alle Gesellschafter nach § 24 GmbHG für Zahlungen haften können, die 


weder von den Zahlungspflichtigen eingezogen, noch durch den Verkauf ei-


nes Geschäftsanteils gedeckt werden können, 


 


- dass für die Erstattung zu Unrecht zurückgezahlter Stammeinlagen alle Ge-


sellschafter haften können. 


 


Der Notar hat steuerlich nicht beraten. 


 
15.9.2 Die Parteien ersuchen den beurkundenden Notar, eine DVD mit den im Daten-


raum offen gelegten Daten für einen Zeitraum von fünf (5) Jahren ab dem Voll-


zugstag aufzubewahren. Hierzu übergeben die Parteien dem beurkundenden No-


tar einen gemeinsam freigegebenen Datenträger. Der Käufer und die Verkäufer 


haben das Recht, auf eigene Kosten von dem Notar eine Kopie dieses Datenträ-
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gers anzufordern. Der beurkundende Notar übersendet gegen Kostenersatz auf 


Verlangen identische Kopien an die andere Partei, die er über die Anforderung 


unterrichtet. Nach Ablauf der Aufbewahrungszeit werden der Käufer und die 


Verkäufer den Notar übereinstimmend anweisen, wie er mit der DVD zu verfah-


ren hat. 


 
15.9.3 Die Parteien weisen den beurkundenden Notar an, die geänderte Gesellschafter-


liste erst nach Eintritt der in Abschnitt 4 genannten aufschiebenden Bedingungen 


sowie bei Vorliegen der Vollzugsvoraussetzungen gem. Abschnitt 8 beim Han-


delsregister einzureichen. Die Parteien verpflichten sich, dem beurkundenden 


Notar den Eintritt der aufschiebenden Bedingungen und das Vorliegen der Voll-


zugsvoraussetzungen unverzüglich schriftlich mitzuteilen.  
 


 
15.10  Schlussbestimmungen 
 


Die Gesellschaft hat nach Angaben der Beteiligten keinen Grundbesitz. 


 


Von dieser Urkunde erhalten die Gesellschafter, die Gesellschaft und das Finanzamt - 


Körperschaftsteuerstelle - je eine beglaubigte Kopie. Der beurkundende Notar setzt 


das Registergericht von der Anteilsabtretung in Kenntnis. Der Notar wird angewiesen, 


beim Registergericht sobald die Vollzugsvoraussetzungen gemäß Abschnitt 8 und das 


Vollzugsprotokoll gemäß Abschnitt 9 vorliegen, eine aktuelle Liste der Gesellschafter 


mit Notarbescheinigung einzureichen. 


 


Das Protokoll wurde den Erschienenen vorgelesen, von ihnen genehmigt und eigen-


händig, wie folgt, unterschrieben: 
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1. Zusammenfassung/Ergebnis (1)


• Als Ergebnis lässt sich zusammenfassend feststellen, dass die 


Auflösung der Kosynus GmbH den städtischen Haushalt in den 


Haushaltsjahren 2012 bis 2015*) voraussichtlich mit 1,1 Mio. €


belasten würde (Folie 20):


Ø Die Liquidität der Stadt würde voraussichtlich im Jahr 2012 


zunächst mit 1,9 Mio. € belastet werden.


Ø Dem stehen in den Jahren 2013 bis 2015 Einsparpotentiale


in Höhe von 0,8 Mio. € entgegen. Diese lassen sich angabe-


gemäß voraussichtlich nur deshalb bei Eigenerledigung


realisieren, weil externe Anbieter für den Betrieb des Fach-


verfahrens kaufmännisch zu kalkulierende Risiken mit ein-
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1. Zusammenfassung/Ergebnis (2)


beziehen und es somit zu hohen Kosten für die Stadt Braun-


schweig führt.


Ø Die Annahme zur Übernahme von SAP-Leistungen 


(Einsparpotential: 1,5 Mio. €) in die Stadt zu den dann


günstigen Konditionen geht dabei von der optimistischen


Sichtweise aus, dass durch die KOSYNUS Mitarbeiter alle


Dokumente und alle programmierten SAP-Zusatzmodule


reibungslos überführt werden können. Im Fall einer


möglicherweise auftretenden Insolvenz der Gesellschaft


würde die Übernahme hingegen voraussichtlich nicht


kostenneutral zu bewerkstelligen sein (Folie 21).


4
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1. Zusammenfassung/Ergebnis (3)


Ø Bei dem Ergebnis wird unterstellt, dass die Stadt Braun-


schweig auch das negative Kapital der Kosynus GmbH


ausgleicht, das auf die Beteiligung anderer Gesellschafter


entfällt.


*) Die Stadt hat einen Verzicht auf die Kündigung der bestehendes Verfahrensverträge bis zum


31. Dezember 2015 garantiert und kann die Verträge ab 2016 neu vergeben.
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2. Auftrag


• Beurteilung finanzieller Folgen durch die Auflösung der 


Gesellschaft für den Haushalt der Stadt Braunschweig für die 


Jahre 2012-2015 ohne abschließende rechtliche Würdigung der 


Sachverhalte


• Überprüfung von 13 vorgegebenen Sachverhalte, ob und in 


welcher Höhe diese sich im Haushalt der Stadt Braunschweig 


liquiditätswirksam niederschlagen (Überprüfung Ansatz und 


Höhe)


• Identifizierung von weiteren, nicht erfassten Risikopositionen im 


Zusammenhang mit den Bilanzposten im Jahresabschluss zum 


31. Dezember 2010 und deren Bewertung
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3. Prämissen der Analyse (1)


7


• Ausgangslage: Auflösung der KOSYNUS GmbH ab April 2012


• Bei Auflösung Übernahme der SAP Dienstleistungen für die 


Fachbereiche 20 (Finanzen) und 65 (Gebäudemanagement) Þ


Übernahme von vier Mitarbeitern der KOSYNUS GmbH in die 


Verwaltung der Stadt Braunschweig zum 1. April  2012 [unabhän-


gig von der Laufzeit der Dienstleistungsverträge bis 30.11.2012]


• Nicht-SAP-Dienstleistungen der KOSYNUS werden durch die 


Stadt neu ausgeschrieben Þ neuer Dienstleister steht voraus-


sichtlich ab Beginn des Jahres 2013 zur Verfügung 


• Aufgrund geplanter Kündigung der Mitarbeiter zu Ende Dezem-


ber 2012 Þ Ende des operativen Geschäfts Dezember 2012
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3. Prämissen der Analyse (2)


8


• Es ist nicht unwahrscheinlich, dass die Stadt Braunschweig ein 


negatives Kapital der KOSYNUS GmbH auch für andere Gesell-


schafter wird ausgleichen müssen, um eine Abwicklung zu 


ermöglichen
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4. Entwicklung der KOSYNUS GmbH (1)


9


Voraussichtliche Entwicklung des Eigenkapitals der
KOSYNUS GmbH bis zum 31. Dezember 2012


2012 2012
T€ T€


Eigenkapital am 31.12.2010 379
voraussichtlicher Jahresüberschuss 2011 252
Jahresüberschuss 2012 gem. ursprünglicher Planung 2012 139 391


770
Nr. Sachverhalt
1 Abfindungszahlungen für 15 Mitarbeiter -550
2 Abschreibung des Anlagevermögens der Kosynus -101
3 Interimsmanagement für die Auflösung der Gesellschaft -74


-725
Weitere identifizierte Risikopositionen


4 Rückbau- und Renovierungskosten -40
5 Risikoabschlag aufgrund der geplanten Auflösung -2.176 -2.941


(Unterschiedsbetrag der ursprünglichen Planung zum Szenario II)


voraussichtliches Eigenkapital am 31.12.2012 -2.171







www.pkf-fasselt.de PKF FASSELT SCHLAGE 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft Rechtsanwälte


4. Entwicklung der KOSYNUS GmbH (2)


1. Abfindungen für 15 Mitarbeiter


• Umsetzungszeitpunkt der Kündigungen: 31.12.2012


• gem. vorläufiger Berechnung mit Umsetzungszeitpunkt 
6. Januar 2012: 550 T€ Abfindung für 15 Mitarbeiter inklusive 
10 % Sicherheitszuschlag


• Die Berechnung der Abfindungsbeträge auf der Basis der 
bestehenden Tarifverträge erfolgte durch die Kosynus GmbH in 
Abstimmung mit der Kanzlei Dr. Appelhagen und Partner


• Keine Ansprüche für (drei) Beamte/Beschäftigte sowie (fünf) 
Altersteilzeitbeschäftigte


• Folge: - kein Liquiditätsabfluss bei der Stadt
- Ergebnisverminderung + Liquiditätsabfluss bei 


KOSYNUS GmbH in Höhe von 550 T€
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2. Abschreibung des Anlagevermögens der KOSYNUS 
GmbH in 2012


• Die Verwertbarkeit des Anlagevermögens (i. W. Software) ist 


unsicher Þ Restbuchwert von 101 T€ zum 31.12.2012 (laut SAP-


Auswertung) wird außerplanmäßig abgeschrieben


• Folge: 


– kein Liquiditätsabfluss bei der Stadt


– Vermögensverminderung der KOSYNUS GmbH in Höhe 


von 101 T€
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4. Entwicklung der KOSYNUS GmbH (3)
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3. Interimsmanagement


• Annahme der Stadt: 35 Tage zu 1.750 € brutto (Tages-


satz netto: 1.471 T€)


• Sicherheitszuschlag: 15 Tage Þ 50 Tage


• Kosten: 50 Tage Þ ca. 88 T€ (brutto)


• Nacharbeiten durch Stadt Braunschweig in 2013:


30 Tage á 1.750 € brutto = 53 T€


• Folge: 


– Liquiditätsabfluss bei der Stadt in 2013 (53 T€)


– Liquiditätsabfluss/Aufwand bei der KOSYNUS in Höhe von 


74 T€ (netto) in 2012
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4. Entwicklung der KOSYNUS GmbH (4)
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4. Rückbau- und Renovierungskosten


• Es fallen Rückbaukosten bzw. Renovierungskosten zum Ende 


der Mietzeit bei der KOSYNUS GmbH an: Schätzung: 40 T€


• Folge: 


– Liquiditätsabfluss und Aufwand bei der KOSYNUS GmbH in 


Höhe von 40 T€ in 2012
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4. Entwicklung der KOSYNUS GmbH (5)
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4. Entwicklung der KOSYNUS GmbH (6)


5. Risikoabschlag aufgrund der geplanten Auflösung 2012 (1)


ursprünglicher Szenario I Szenario II


Plan 2012
BS -50%


andere -50%
SAP 01.04.


BS -75%
andere -75%
SAP 01.04.


Umsätze T€ T€ T€
Bestehende Vertragsbeziehungen
Zusicherung Braunschweig 906 453 227
SAP (Szenarien I und II: drei Monate) 828 207 207
von Anderen zugesichert 734 367 184


2.468 1.027 617
ungekündigt 690 345 173
gekündigt zum Folgejahr 135 68 34
Zwischenergebnis 3.293 1.440 823


Handelsgeschäft
Zusicherung Braunschweig 567 - -
weiterhin erwartet 50 - -


617 0 0
Projektgeschäft
Zusicherung Braunschweig (Sonderrechnung) 125 125 125
weiterhin erwartet 100 - -


225 125 125
Druckereigeschäft 50 5 -
Einzelaufträge 50 - -
Ausgleichszahlungen (vertraglich zugesichert) 100 100 100


200 105 100


Summe der Umsatzerlöse 4.335 1.670 1.048
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5. Risikoabschlag aufgrund der geplanten Auflösung 2012 (2)


• Umsatzminderung (bei Dienstleistungen außer SAP) mit der Stadt 


Braunschweig und anderen Kunden mindestens 50% oder 75%


• Kein Handelsgeschäft in 2012


• Vertraglich zugesicherte Ausgleichszahlungen für vorzeitige 


Vertragsbeendigung (100 T€ p.a.)
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4. Entwicklung der KOSYNUS GmbH (7)
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4. Entwicklung der KOSYNUS GmbH (8)


5. Risikoabschlag aufgrund der geplanten Auflösung 2012 (3)


ursprünglicher Szenario I Szenario II


Plan 2012
BS -50%


andere -50%
SAP 01.04.


BS -75%
andere -75%
SAP 01.04.


T€ T€ T€
Übertrag "Summe der Umsatzerlöse"
(siehe Folie 14) 4.335 1.670 1.048
Aufwendungen
Materialaufwand 1.512 1.512 1.512
Handel (90% vom geplanten Umsatz) -510 -510
Vorzeitige Kündigungen -217 -349
SAP-Vorlieferanten (CSC + PROMOS) -45 -45


1.512 740 608
Personalaufwand 1.678 1.678 1.678
4 MA SAP, ab April bei Stadt Braunschweig -188 -188
ƵŶƚĞƌũćŚƌŝŐĞ KƺŶĚŝŐƵŶŐĞŶ ƐĞŝƚĞŶƐ ĚĞƌ MŝƚĂƌďĞŝƚĞƌ -100 -100


1.678 1.391 1.391
Abschreibungen 319 300 300
Sonstige betriebliche Aufwendungen 690 690 690
möglicher Schadeneratz/Unwägbarkeiten 100 100


790 790
Finanzergebnis 3 3 3


Jahresergebnis 139 -1.548 -2.037
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5. Risikoabschlag aufgrund der geplanten Auflösung 2012 (4)


• Ergebnisplanung der KOSYNUS beruht auf dem Going-Concern-


Gedanken 


• Im Rahmen der Auflösung der KOSYNUS ist nicht auszuschließen, 


dass sich die Erfolgskomponenten der ursprünglichen Planung (z. B. 


wegen Mitarbeiterfluktuation bzw. Auftragskündigungen, Kunden-


abgänge etc.) nicht mehr realisieren lassen.


• Risikoabschlag insgesamt 2,2 Mio. € gegenüber der ursprünglichen 


Planung
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4. Entwicklung der KOSYNUS GmbH (9)
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5. Risikoabschlag aufgrund der geplanten Auflösung 2012 (5)


• Ermittlung des Risikoabschlages: 


• Umsatzwegfall bei SAP Dienstleistungen ab April 2012 für die 


Beratung des FB 20 und des FB 65 in Höhe von 75% (bzw. für 9 


Monate) 


• Materialaufwand sinkt aufgrund der vorzeitigen Kündigungen 


• Personalaufwand wird pauschal um 100 T€ gemindert 


• Leistungsbereitschaft muss bis Ende 2012 bestehen 


• Ausscheiden der Mitarbeiter gegen Abfindung Ende 2012
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4. Entwicklung der KOSYNUS GmbH (10)
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5. Risikoabschlag aufgrund der geplanten Auflösung 2012 (6)


• Aus Gründen der Vorsicht wird das Szenario (II) für die weitere 


Analyse unterstellt.


• Folge:


– erhebliche Minderung des Eigenkapitals der KOSYNUS zum 


31. Dezember 2012 Þ Notwendigkeit der Zuführung von 


Liquidität durch die verbleibenden Gesellschafter


• Gefahr einer drohenden Insolvenz: 
Da das Eigenkapital der Gesellschaft nach den bisher bekannten 
Sachverhalten negativ wird, droht die Insolvenz. Die Geschäfts-
führung hat unter Beachtung der gesetzlichen Fristen laufend zu 
prüfen, ob ein Antrag auf die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
notwendig ist, insbesondere, wenn die ggf. notwendigen Zuschüsse 
der verbleibenden Gesellschafter ausbleiben.
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4. Entwicklung der KOSYNUS GmbH (11)
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5. Liquiditätswirkungen auf den Haushalt der  
Stadt Braunschweig (1)


20


Liquiditätswirkung auf den Haushalt der Stadt Braunschweig


Nr. Sachverhalt Summe 2012 2013 2014 2015
T€ T€ T€ T€ T€


1 Übernahme der SAP Dienstl. in die Verwaltung der Stadt BS
(s. Folie 22) 1.505 286 407 407 405
Interimsmanagement für die Auflösung der Gesellschaft
(s. Folie 12) -53 0 -53 0 0


Zwischenergebnis 1.452 286 355 407 405


Weitere identifizierte Risikopositionen
3 Ersparnis durch Beauftragung eines neuen EDV Dienstleister 200 100 100
4 Entfall der Kostenerstattung für Personalgestellung an Kosynus -555 -185 -185 -185


-355 0 -185 -85 -85


Ergebnis 1.097 286 170 322 320


Ausgleich negatives Kapital Kosynus Anteil Stadt BS (ca. 52%) -1.129 -1.129
Ausgleich negatives Kapital Kosynus Anteil andere Gter (ca. 48%) -1.042 -1.042


-2.171 -2.171 0 0 0


Gesamtergebnis -1.074 -1.885 170 322 320


Erläuterung zu den Liquidationsauswirkungen:


(-) = Auszahlung, (+) = Einzahlung/Ersparnis der Auszahlung in den bzw. aus dem städtischen Haushalt


alle Beträge sind brutto dargestellt, soweit Umsatzsteuer enthalten ist
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5. Liquiditätswirkungen auf den Haushalt der  
Stadt Braunschweig (2)
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Übernahme der SAP Dienstleistungen in die Verwaltung 
der Stadt Braunschweig  


Sachverhalt Summe 2012 2013 2014 2015
T€ T€ T€ T€ T€


Ersparnis SAP Kosten FB 20 2.959 592 789 789 789
Ersparnis SAP Kosten FB 65 735 147 196 196 196
Kosten SAP Team (vier Mitarbeiter) -938 -188 -250 -250 -250
Sachkosten SAP Team -319 -64 -85 -85 -85
zusätzlicher Umstellungsaufwand -100 -33 -33 -34


Aufbau technologische Infrastruktur
Backup, Restore, Druckvorstufe -141 -131 -3 -3 -4


Second Level Support
CSC -113 -23 -30 -30 -30
Promos -113 -23 -30 -30 -30


Druckerei -52 -1 -17 -17 -17
SAP Beratertage -113 -23 -30 -30 -30
Projektkosten Umzug FB 65 -150 -50 -50 -50
Projektkosten Berichtssoftware -150 -50 -50 -50
Auswirkung 1.505 286 407 407 405


Erläuterung


(-) = Auszahlung, (+) = Einzahlung/Ersparnis der Auszahlung in den bzw. aus dem städtischen Haushalt


alle Beträge brutto, soweit Umsatzsteuer enthalten ist
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1.1 Ersparnis durch Übernahme der SAP-Dienstleistungen in 
die Verwaltung der Stadt Braunschweig (Folie 20)


• Für 2012: Dienstleistungsentgelte von 789 T€ (brutto) p.a. für 
den Fachbereich 20 und 196 T€ (brutto) p.a. für den Fachbe-
reich 65 werden ab April 2012 eingespart.


• Nach Gesprächen mit der Stadt und der KOSYNUS bzgl. der 
Höhe der Kosten für das SAP-Team wird davon ausgegangen, 
dass die Mitarbeiter bei der Stadt ein ähnliches Gehalt wie bei 
der KOSYNUS beziehen werden. Das SAP-Team mit vier Mit-
arbeitern verursacht bei der KOSYNUS derzeit Personalauf-
wendungen von ca. 250 T€ p.a. Weiterhin werden aufgrund der 
hochwertigen Arbeitsplätze Sachkosten in Höhe der Differenz 
zwischen den Vollkosten gemäß Verwaltungsvorschriften und 
den originären Personalkosten als Liquiditätsabfluss angesetzt. 


• Andere Kosten betreffen den Second-Level Support, den 
Aufbau der technischen Infrastruktur sowie weitere Bereiche.
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5. Liquiditätswirkungen auf den Haushalt der  
Stadt Braunschweig (3)
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5. Liquiditätswirkungen auf den Haushalt der
Stadt Braunschweig (4)


1.2 Nachlaufende Dienstleistungskosten in 2013


• z. T. Restlaufzeiten in 2013 von einem bis neun Monaten mit 


einem Auftragsvolumen von insgesamt 123 T€ (brutto)


• Aufgrund der Kündigungen der Mitarbeiter zum Dezember 2012 


besteht kein operatives Geschäft mehr ab diesem Zeitpunkt Þ


Die vertraglich vereinbarten Dienstleistungsentgelte sind durch 


die Stadt Braunschweig an die KOSYNUS GmbH nicht mehr zu 


bezahlen.


• Folge: 


– kein Liquiditätsabfluss bei der Stadt in 2013


23







www.pkf-fasselt.de PKF FASSELT SCHLAGE 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft Rechtsanwälte


2. Ersparnis durch die Beauftragung neuer Dienstleister


• Betrifft Softwarepflege (außer SAP) 


• Produktsegment „Kfz-Verfahren“ wird reintegriert 


• Vier weitere Produkte (u. a. „Einwohnermeldeamt“) werden 
ausgeschrieben


• Nach interner Berechnung der Stadt Braunschweig kann eine 
Ersparnis von 100 T p.a. ab 2014 realisiert werden


• Folge: 


– Liquiditätsersparnis bei der Stadt Brauschweig in Höhe von 
100 T€ in den Haushaltsjahren 2014 und 2015.
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5. Liquiditätswirkungen auf den Haushalt der  
Stadt Braunschweig (5)
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3. Entfall der Kostenerstattung für Personalgestellung       
an KOSYNUS  


• Im Wesentlichen Entfall der Personalkostenerstattungen für die 


Mitarbeiter, die bei der Stadt Braunschweig beschäftigt sind. Die 


Gesamterstattungen betragen in 2011 185 T€ und werden in 


2012 in voraussichtlich ähnlicher Höhe anfallen.


• Mit der Auflösung der Gesellschaft in 2012 entfällt die Kosten-


erstattung für die Zeiträume 2013 bis 2015. 


• Folge: 


– kein Liquiditätszufluss von 185 T€ p.a. bei der Stadt Braun-


schweig im Zeitraum 2013 bis 2015
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5. Liquiditätswirkungen auf den Haushalt der
Stadt Braunschweig (6)
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5. Liquiditätswirkungen auf den Haushalt der
Stadt Braunschweig (7)


Zusammensetzung der Personalkostenerstattungen
durch KOSYNUS an die Stadt Braunschweig 2011
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Sachverhalt Summe 2012 2013 2014 2015
T€ T€ T€ T€ T€


Entfall der Kostenerstattung für 
Personalgestellung an Kosynus -324 -108 -108 -108
Beurlaubung eines Mitarbeiters -195 -65 -65 -65
Ausfall der Kostenerstattung für einen 
Mitarbeiter -36 -12 -12 -12


-555 0 -185 -185 -185








Nettobeträge MwSt Bruttobeträge


ab 15. Juni 2011 3.254,50 € 618,36 € 3.872,86 €


Juli 2011 6.520,00 € 1.238,80 € 7.758,80 €


August 2011 6.500,00 € 1.235,00 € 7.735,00 €


September 2011 6.500,00 € 1.235,00 € 7.735,00 €


Oktober 2011 6.500,00 € 1.235,00 € 7.735,00 €


November 2011 6.500,00 € 1.235,00 € 7.735,00 €


Dezember 2011 6.500,00 € 1.235,00 € 7.735,00 €


Januar 2012 6.500,00 € 1.235,00 € 7.735,00 €


Gesamtsummen 48.774,50 € 9.267,16 € 58.041,66 €


Nettobeträge MwSt Bruttobeträge


Prüfung der Gesellschaftsumsätze 2.300,00 € 437,00 € 2.737,00 €


Gesamtsummen 2.300,00 € 437,00 € 2.737,00 €


Aufstellung der Kosten der externen Firmen


Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PKF Fasselt und Schlage


Kanzlei Dr. Appelhagen und Partner
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